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   Stadt Voerde 
(Ndrrh.)        

-Bau- und Betriebs-
ausschuss- 

                                                                         Voerde, den 12.04.2017 
  

 
 
An die Damen und Herren des Bau- und Betriebsausschusses 
 
 
Hiermit lade ich Sie zu der nächsten Sitzung des Bau- und Betriebsausschusses auf  
 
 

Donnerstag, 27. April, 17:00 Uhr 
 

in den kleinen Sitzungssaal des Rathauses ein. 
 
 
I. Zur Geschäftsordnung 
 

a) Prüfung der Einladung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
b) Feststellung der Tagesordnung  
c) Feststellung von Ausschließungsgründen gemäß §§ 31, 43 und 50 GO NW 

 
 
 
 
 
II. Öffentliche Sitzung 
 

01. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 22.02.2017 
 
02. Einwohnerfragestunde 
 

03. Straßenausbau Benninghoffsweg 
  DRUCKSACHE Nr. 507, 1. Ergänzung 
 

04. Änderung beim Ausbau des Regenwasserkanalnetzes in der Garten- und Südstraße in 
Voerde-Friedrichsfeld sowie Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel für den Straßenaus-
bau 

  DRUCKSACHE Nr. 585 
 

05. Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW für stra-
ßenbauliche Maßnahmen 

  DRUCKSACHE Nr. 510 
 

06. Förderprogramm für die kommunale Schulinfrastruktur des Landes NRW „Gute Schule 
2020“ 

  DRUCKSACHE Nr. 576 - bereits zugestellt - 
 

07. "Zukunftsprojekte  „Renaturierung Mommbach“  und  „Weg zum Rhein“  
 Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“   
  DRUCKSACHE Nr. 591 - bereits zugestellt - 
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08. Mitteilungen der Verwaltung 
 
09. Anfragen gem. § 17 Abs. 2 und § 26 der Geschäftsordnung 
 
 
III. Nichtöffentliche Sitzung 
 
01. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 22.02.2017 
 
02. Sachstand aus der Arbeitsgruppe Grünflächen 
   

03.  Vorstellung Ausbaukonzept Schlesierstraße 
 OHNE DRUCKSACHE 
 
04. Mitteilungen der Verwaltung 
 
05.  Anfragen gem. § 17 Abs. 2 und § 26 der Geschäftsordnung 
 
 
 
Der Vorsitzende                      
 
 
 
Schneider 
Ratsherr 
 
 
 
 
 

 
Gesehen: 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Haarmann 
 

 
 
 

 



Stadt Voerde (Niederrhein) 

Der Bürgermeister 
 

Drucksache Nr.: 507 

1. Ergänzung

 

 

Dezernat 

III 

Fachbereich 

Fachdienst 7.1 Tiefbau 

Datum 

30.03.2017 

Verfasser 

Herr Grootens/Herr 

Tewordt 

Öffentliche Sitzung  Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

siehe Seite 2 

Beratungsfolge Beratungstermine Zuständigkeit 

Bau- und Betriebsausschuss 27.04.2017 Beschluss 

   

Tagesordnungspunkt  

Straßenendausbau Benninghoffsweg 

 

Beschluss  

Der Betriebsausschuss stimmt der vom Ing.- Büro Sanders geänderten 

Entwurfsplanung in Pflasterbauweise zum Ausbau des Benninghoffsweges als 

verkehrsberuhigten Bereich zu.  

 



Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

Produktbereich:

Maßnahme:

Vorjahre 2016 2017 2019

Einzahlungen/Auszahlungen 

der Investitionsmaßnahme:

Einzahlungen 131.270 €

Auszahlungen 54.500 € 183.000 € 57.000 €

städt. Eigenanteil 54.500 € 183.000 € -74.270 € 0 €

Maßnahme ist bereits wie 

folgt veranschlagt:

Einzahlungen 131.270 €

Auszahlungen 54.500 € 183.000 € 57.000 €

städt. Eigenanteil 54.500 € 183.000 € -74.270 € 0 €

Abweichung zur bisherigen 

Veranschlagung

Einzahlungen 0 € 0 € 0 € 0 €

Auszahlungen 0 € 0 € 0 € 0 €

städt. E igenanteil

+Ve rbe sse rung /  -

Ve rsc hle c hte rung

Betrag:

Folgejahre 

Folgeerträge

Folgeaufwendungen

Zinsaufwand 4.897 €

Abschreibungen ./. Auflösung 

SoPo
3.265 €

Summe Folgeaufwand einmalig jährlich X

ja X nein

Betrag:

0 € 8.162 €

0 €

0 €

54 - Verkehrsflächen u. -anlagen

Aufteilung auf Haushaltsjahre

Straßenausbau Benningshoffsweg

0 €

2018

0 €

Jahr der 

Fertigstellung 
Bemerkungen:

0 €0 €0 €

später

0 €

131.270 €

294.500 €

Folgekosten

0 € 0 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

Deckung:

0 €

0 €

Investitionsmaßnahmen

Gesamtsumme

163.230 €

0 €0 € 0 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

131.270 €

294.500 €

163.230 €

0 €

0 €

Folgekosten sind bereits in 

ausreichender Höhe veranschlagt

Deckung:

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Produktbereich:

Maßnahme:

Vorjahre 2016 2017 2019

Einzahlungen/Auszahlungen der 

Investitionsmaßnahme:

Einzahlungen 13.780 €

Auszahlungen 17.000 € 0 € 0 €

städt. Eigenanteil 17.000 € 0 € -13.780 € 0 €

Maßnahme ist bereits wie folgt 

veranschlagt:

Einzahlungen 13.780 €

Auszahlungen 17.000 €

städt. Eigenanteil 17.000 € 0 € -13.780 € 0 €

Abweichung zur bisherigen 

Veranschlagung

Einzahlungen 0 € 0 € 0 € 0 €

Auszahlungen 0 € 0 € 0 € 0 €

städt. Eigenanteil

+Verbesserung / -Verschlechterung

Betrag:

Folgejahre 

Folgeerträge

Folgeaufwendungen

Zinsaufwand 97 €

Abschreibungen ./. Auflösung 

SoPo
40 €

Summe Folgeaufwand einmalig jährlich X

ja X nein

Betrag:

0 € 137 €

0 €

0 €

53 - Ver- u. Entsorgung

Aufteilung auf Haushaltsjahre

RW-Kanal Benningshoffsweg

0 €

2018

0 €

Jahr der 

Fertigstellung 
Bemerkungen:

0 €0 €0 €

später

0 €

13.780 €

17.000 €

Folgekosten

0 € 0 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

Deckung:

0 €

0 €

Investitionsmaßnahmen

Gesamtsumme

3.220 €

0 €0 € 0 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

13.780 €

17.000 €

3.220 €

0 €

0 €

Folgekosten sind bereits in 

ausreichender Höhe veranschlagt

Deckung:

 



 

Sachverhalt  

 

In der Betriebsausschusssitzung vom 29.11.2016 hatte das Ing.-Büro Sanders 

das Straßenausbaukonzept Benninghoffsweg vorgestellt. Das Konzept sah 

zunächst anstelle einer wasserdurchlässigen Pflasterbauweise einen Ausbau in 

wasserundurchlässiger Asphaltbauweise vor. Damit wird eine teure Entsorgung 

der bereits vorhandenen Tragschicht (Recycling-Baustoff) entbehrlich. Eine 

wasserundurchlässige Deckschicht wird in Wasserschutzzonen gefordert, um 

nachteilige Auswirkungen der Recycling-Baustoffe auf das Grundwasser 

auszuschließen. 

In der Sitzung äußerten einige Betroffene bzw. Beitragspflichtige ihr 

Unverständnis zum vorgesehenen Ausbau in Asphaltbauweise. Dies entspreche 

nicht dem Charakter einer Anliegerstraße (Sackgasse). Man solle noch einmal 

prüfen, ob eine Pflasterlösung in Betracht kommen könne. Der 

Betriebsausschuss bat daraufhin um Prüfung dieser Alternativlösung mit 

Kostenberechnung anstelle der favorisierten Asphaltstraße.  

 

Gemäß Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz ist einem Verbleib bzw. einer 

Verwertung von mineralischen Stoffen (Recycling-Materialien) der Vorrang 

einzuräumen. Aus diesem Grunde ist mit der Unteren Wasserbehörde Kontakt 

aufgenommen worden, unter welchen Voraussetzungen der vorhandene 

Recycling-Baustoff verbleiben kann. Es ergab sich, dass gemäß Ministerialerlass 

ein Verbleib der Tragschicht aus Recycling-Baustoff zulässig ist, wenn eine 

wasserundurchlässige Deckschicht aus Pflaster mit abgedichteten Fugen  

hergestellt wird und dies in Straßen mit Entwässerungsrinnen zum Einsatz 

kommt. Als Fugenabdichtungsmaterial ist ein spezielles Produkt mit der 

Bezeichnung Dernoton-Fertigmischung bekannt.  

 

Betonpflaster mit diesem Fugensand bzw. Verfahren kam bereits in 

Nachbarkommunen zum Einbau. Nach einer Ortsbesichtigung und nach 

Auskunft der dortigen Auftraggeber sind keine nachteiligen Auswirkungen in 

den vor einigen Jahren ausgebauten Bereichen bekannt. Somit liegen die 

gesetzlichen und technischen Voraussetzungen für den Einbau von Pflaster vor 

und es handelt sich außerdem um eine praxiserprobte Ausbauvariante. 

 

Die Planung des Ingenieurbüros ist daraufhin mit dieser Pflasterbauweise 

abgeändert worden. Sie sieht weiterhin mittige Entwässerungsrinnen vor. Die 

Stellplatzanordnung ist überprüft worden. Gemäß Bebauungsplan sind 



 

öffentliche Stellplätze im Verhältnis 1:1 zu den geplanten Gebäuden 

vorzuhalten. Durch den Verbleib der Recycling-Tragschicht ist die 

wirtschaftlichste Variante mit geschätzten Gesamtbaukosten von ca. 233 T € 

gegeben.  

Das Plankonzept sieht einen niveaugleichen und verkehrsberuhigten Ausbau in 

Pflasterbauweise vor: 

 

- Innerhalb der Verkehrsfläche grau/nuanciertes Pflaster 20/10/8. 

- Wechselseitige angeordnete Pkw-Stellplätze sowie der Wendehammer im 

südlichen Bereich mit grau/schwarz nuanciertem Pflaster 10/10/10. 

- Wendehammer im südlichen Ausbauteil mit grau nuanciertem 

Betonsteinpflaster 10/20/10. 

- Mittige 2-zeilige Entwässerungsrinne aus Pflastersteinen 16/24/14. 

- Rad-, Fußwegverbindung vom Wendehammer im südlichen Bereich mit 

grauen Betonpflastersteinen (Randeinfassung aus Tiefbordsteinen T8/20. 

- Herstellung von Pflanzbeeten mit Bäumen. 

 

Das Planungsbüro Sanders steht für Fragen zur geänderten Entwurfsplanung in 

der Sitzung zur Verfügung. Der geänderte Ausbauplan ist den Anliegern 

zugesandt worden. Nach öffentlicher Ausschreibung ist die Beauftragung und 

der Baubeginn für August 2017 vorgesehen. Die Bauzeit beträgt ca. 4 -5 

Monate. Als Fertigstellungstermin ist der 15.12.2017 vorgesehen.  

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Für den Straßenendausbau des Benninghoffsweges wurden im Haushaltsplan 

2016 183.000 € auf dem PSP 7.100319.700.003 zur Verfügung gestellt. Für 

eine Beauftragung der Gesamtbaumaßnahme wurden im Haushaltsplanentwurf 

2017 zusätzlich 57.000 € investiv eingeplant. Hiervon entfallen ca. 31.000 € 

auf die Rad- und Fußwegverbindung. Diese Ausgaben sind nicht beitragsfähig. 

Ebenfalls eingeplant wurden für das Haushaltsjahr 2017 die zu erwartenden 

Einzahlungen aus Beiträgen in Höhe von 131.270 € für den Straßenbau, sowie 

13.780 € für den RW-Kanal. Weiterhin wurden für die Straßenbeleuchtung 

10.000 € konsumtiv für das Haushaltsjahr 2017 eingeplant.   

 

In Vertretung: 

 

L i m k e 

Erster Beigeordneter               Anlagen:   1) Ausbaulageplan  2) Querschnitt 
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G    
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C    

B    

A    

Index Datum Name Änderung 

Ingenieurbüro Sanders                                                         
Hochbendweg 115    47804 Krefeld    Tel.: 02151-366 458 

Fax.: - 365 267    Email.: ibsanders@arcor.de  

 

              Kommunalbetrieb   Voerde 
 

             Rathausplatz  20    46562  Voerde 
 

Straßenausbau 

Benninghoffsweg 
Ausführungsplanung     

   Voerde, den      21.03.2017 
 
                                                 
 
   .................................................................... 

Lageplan 

Bearbeitet   

Gezeichnet   

Geprüft   

Geändert   

   Maßstab     1: 250  Plan Nr. L1- 5.6 
Index 

 

 
 
 

 



Ausbauquerschnitt   Q1 - Q1

Benninghoffsweg

~6,50

0,30 ~3,10

3-St-Rinne 10/20/8
auf 20 cm Unterbeton C25/30

3,9%

vorh. Tragschicht

vorh. Tragschicht
nachprofilieren

4,1%

T8/20 auf
20 cm Unterbeton C25/30

G
re

n
z

e

vorh. Eingang

Hs-Nr. 1

~3,10

G
re

n
z

e

Hs-Nr. 2
vorh. Eingang

Hs-Nr. 6
vorh. Einfahrt T8/20 auf 

20 cm Unterbeton C25/30

G
re

n
z

e

~4,20 0,30 2,00

Stellplatz

0,50

G
re

n
z

e

2,8%

3-St-Rinne 10/20/8
auf 20 cm Unterbeton C25/30

2,7 %

vorh. Tragschicht

vorh. Tragschicht
nachprofilieren

Pflasterfläche  Stellplätze

   8,0 cm   Betonsteinpflaster 20/20/8 Läuferverband quer   Farbe: anthrazit 
                 (Gesamtpflasterfläche: Fugenfüllung DERNOTON® + Brechsand 0/2)
   3,0 cm   Splitt-Brechsand-Gemisch 0/5
 20,0 cm   Schottertragschicht, Kalkstein 0/45 
                 gem. TL Gestein-StB 04,TL-SoB-StB 04/ZTV SoB-StB 04  
 24,0 cm   Frostschutzschicht, Kiessand 0/32
                 gem. TL Gestein-StB 04,TL-SoB-StB 04/ZTV SoB-StB 04  
 55,0 cm   Gesamtdicke

Wendehammer
10,0 cm   Betonsteinpflaster 10/20/10 Ellenbogenverband Farbe: grau / anthrazit nuanciert

Fuß - und Radweg
  8,0 cm   Betonsteinpflaster 10/20/8 Ellenbogenverband Farbe: grau

Pflasterfläche  (Vollausbaubereich)

Verkehrsfläche 
gem. RStO12  Tafel 1, Belastungsklasse 1,0  Zeile 1

   8,0 cm   Betonsteinpflaster 10/20/8 Ellenbogenverband
                 grau / anthrazit nuanciert
                 (Gesamtpflasterfläche: Fugenfüllung DERNOTON® + Brechsand 0/2)
   3,0 cm   Splitt-Brechsand-Gemisch 0/5
 20,0 cm   Schottertragschicht, Kalkstein 0/45 
                 gem. TL Gestein-StB 04,TL-SoB-StB 04/ZTV SoB-StB 04  
 24,0 cm   Frostschutzschicht, Kiessand 0/32
                 gem. TL Gestein-StB 04,TL-SoB-StB 04/ZTV SoB-StB 04  
 55,0 cm   Gesamtdicke

Ausbauquerschnitt   Q2 - Q2

Benninghoffsweg

~7,00

G    

F    

E    

D    

C    

B    

A    

Index Datum Name Änderung 

Ingenieurbüro Sanders                                                         
Hochbendweg 115    47804 Krefeld    Tel.: 02151-366 458 

Fax.: - 365 267    Email.: ibsanders@arcor.de  

 

              Kommunalbetrieb   Voerde 
 

             Rathausplatz  20    46562  Voerde 
 

Straßenausbau 
Benninghoffsweg 

Ausführungsplanung     

   Voerde, den      21.03.2017 
 
                                                 
 
   .................................................................... 

Ausbauquerschnitt Q1 / Q2  
Bearbeitet   

Gezeichnet   

Geprüft   

Geändert   

   Maßstab     1: 50  Plan Nr. Q1- Q2 - 5.6 
Index 
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Stadt Voerde (Niederrhein) 

Der Bürgermeister 
 

Drucksache Nr.: 585 

  

 

 

Vorstandsbereich 

III 

Fachbereich 

7.1 Tiefbau 

Datum 

13.04.2017 

Verfasser 

Herr Oschek 

Öffentliche Sitzung Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

siehe Rückseite 

Beratungsfolge Beratungstermine Zuständigkeit 

Bau- und Betriebsausschuss 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtrat 

27.04.2017 

16.05.2017 

23.05.2017 

Beschluss 

Empfehlung 

Beschluss 

 

Tagesordnungspunkt  

Änderung beim Ausbau des Regenwasserkanalnetzes in der Garten- und 

Südstraße in Voerde-Friedrichsfeld sowie Bereitstellung außerplanmäßiger 

Mittel für den Straßenausbau 

 

Beschlussvorschlag für den Bau- und Betriebsausschuss: 

Der Bau- und Betriebsausschuss stimmt der wiedermaligen Herstellung des 

Straßen Südstraße sowie der Gartenstraße auf der Grundlage eines Vollausbaus 

der Straßen im Zuge des Neubaus der Regenwasserkanalisation grundsätzlich 

zu. 

 

Beschlussvorschlag für den Stadtrat: 

Der Stadtrat stimmt der Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel in einer Höhe 

von 285.000 € auf dem PSP 7.100498.700.003 „Straßenausbau Südstraße“ für 

das Haushaltsjahr 2017 zu. 
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Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

Produktbereich:

Maßnahme:

Vorjahre 2017 2018 2020

Einzahlungen/Auszahlungen der 

Investitionsmaßnahme:

Einzahlungen 116.480 € 113.620 € 50.700 €

Auszahlungen 11.521 € 244.479 € 140.000 €

städt. Eigenanteil 11.521 € 127.999 € 26.380 € -50.700 €

Maßnahme ist bereits wie folgt 

veranschlagt:

Einzahlungen 173.600 € 121.700 € 225.600 €

Auszahlungen 329.000 € 165.000 € 327.000 €

städt. Eigenanteil 155.400 € 43.300 € 101.400 € 0 €

Abweichung zur bisherigen 

Veranschlagung

Einzahlungen -173.600 € -5.220 € -111.980 € 50.700 €

Auszahlungen 317.479 € -79.479 € 187.000 € 0 €

städt. Eigenanteil

+Verbesserung / -Verschlechterung

Betrag:

Folgejahre 

Folgeerträge

Folgeaufwendungen

Zinsaufwand 6.888 €

Abschreibungen ./. Auflösung 

SoPo
4.175 €

Summe Folgeaufwand einmalig jährlich x

ja x nein

Betrag:

0 €

260.000 €

114.400 €

2019

0 €

später

0 € 11.063 €

-260.000 €

0 €

+50.700 €-84.699 €

0 €

53 - Ver- und Entsorgung

145.600 €

Aufteilung auf Haushaltsjahre

RW Kanal Süd- und Gartenstraße 7.100400, 7.100401, 7.100402

229.600 €

656.000 €

Investitionsmaßnahmen

Gesamtsumme

Folgekosten

145.600 € 0 €

0 €

300.100 €

-114.400 €+70.500 €

426.400 €

-94.500 €

520.900 €

+75.020 €+143.879 €

-165.000 €

Folgekosten sind bereits in 

ausreichender Höhe veranschlagt

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

Deckung:

Bemerkungen:
Jahr der 

Fertigstellung 

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

821.000 €

Deckung:
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Produktbereich:

Maßnahme:

Vorjahre 2017 2018 2020

Einzahlungen/Auszahlungen der 

Investitionsmaßnahme:

Einzahlungen 0 € 129.675 € 283.075 € 135.525 €

Auszahlungen 0 € 285.000 € 500.000 €

städt. Eigenanteil 0 € 155.325 € 216.925 € -135.525 €

Maßnahme ist bereits wie folgt 

veranschlagt:

Einzahlungen 0 € 0 € 0 €

Auszahlungen 0 € 0 € 0 €

städt. Eigenanteil 0 € 0 € 0 € 0 €

Abweichung zur bisherigen 

Veranschlagung

Einzahlungen 0 € 129.675 € 283.075 € 135.525 €

Auszahlungen 0 € -285.000 € -500.000 € 0 €

städt. Eigenanteil

+Verbesserung / -Verschlechterung

Betrag:

x 285.000 €

Folgejahre 

Folgeerträge

Folgeaufwendungen

Zinsaufwand 15.540 €

Abschreibungen ./. Auflösung 

SoPo
10.360 €

Summe Folgeaufwand einmalig jährlich x

ja x nein

Betrag:

0 €

695.000 €

281.275 €

2019

0 €

später

0 € 25.900 €

-695.000 €

0 €

+135.525 €-155.325 €

0 €

54 - Verkehrsflächen u. -anlagen

413.725 €

Aufteilung auf Haushaltsjahre

Straßenausbau Südstraße und Gartenstraße 7.100498 (Neu!)

518.000 €

1.480.000 €

Investitionsmaßnahmen

Gesamtsumme

Folgekosten

413.725 € 0 €

0 €

0 €

-281.275 €-518.000 €

962.000 €

962.000 €

0 €

-216.925 €0 €

1.480.000 €

Folgekosten sind bereits in 

ausreichender Höhe veranschlagt

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

Deckung:

Projekt 7.100400 RW-Kanal  Stichstraße Südstraße

Projekt 7.100024 Veräußerung von Grundstücken

Bemerkungen:
Jahr der 

Fertigstellung 

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

0 €

Deckung:

 

 

  



Fachdienst Tiefbau  DS 585 vom 19.04.2017 

 
4 

Sachverhalt/Rechtslage/Begründung  

Bautechnische Veranlassung 

Die öffentliche Niederschlagsentwässerung der Südstraße und der Gartenstraße 

zwischen den Straßen Kiefernweg und Lippestraße erfolgte bislang über Sicker-

schächte, die heute wasserrechtlich nicht mehr zulässig sind. Aus diesem 

Grunde hatte der Betriebsausschuss in seiner Sitzung vom 10.09.2015 be-

schlossen, einen neuen Regenwasserkanal zu verlegen (DS 283). Gleichzeitig 

sollte die komplette aus einer dünnen Anspritzdecke bestehende Asphaltdecke 

der Fahrbahn aufgenommen und durch eine zweischichtige Asphaltdecke (4 cm 

Asphaltbeton auf 8 cm Asphalttragschicht) ersetzt werden. Um den Kosten- 

und Beitragsaufwand zu minimieren, sollten der Unterbau der Fahrbahn, die 

Gehwege und die vorhandenen Parkstreifen bestehen bleiben.  

Bei der Umsetzung des Beschlusses im ersten Bauabschnitt (vgl. Anlage 1) zeig-

ten sich jedoch bei den jetzt ausgeführten Arbeiten erhebliche Hindernisse und 

Missstände: 

Fahrbahn 

Beim Ausheben des Kanalgrabens musste die verfestigte HOS in Schollen auf-

gebrochen werden. Durch die vorgefundene starke Verhärtung und den Bruch 

des gefestigten Gefüges werden die technischen Anforderungen zur Nutzung 

als Tragschicht nicht mehr erfüllt. Es sind daher kein Verbleib und keine geeig-

nete Verwertung der stark verhärteten Schottertragschicht aus Hochofenschla-

cke (HOS) möglich. Unterhalb der zweischichtigen Asphaltdecke musste eine 

neue Schottertragschicht eingebaut werden. 

Bei den Arbeiten stellte sich zudem heraus, dass die Rinnen- und Bordsteine 

ohne ein ausreichendes Betonfundament direkt auf die HOS eingebaut worden 

waren. Die Rinnen- und die Bordsteine waren stark gelockert und hatten außer-

dem ein unzureichendes Gefälle. Aufgrund dieser Mängel mussten die Rinnen- 

und Bordsteine gemäß den technischen Vorschriften mit regelkonformer Rü-

ckenstütze in Betonbauweise und mit verbessertem Längsgefälle neu versetzt 

werden.  

Gehwege 

Die vorhandene Gehwegbefestigung aus Betonplatten hat keinen den heutigen 

technischen Vorgaben entsprechenden Unterbau. Sie ist nur auf Sand auf dem 

vorhandenen Boden ohne die erforderliche Schottertragschicht verlegt. Aus 

Gründen der Unterhaltungs- und Verkehrssicherungspflicht wird ein Neuaufbau 
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unter Zugrundelegung der in den technischen Regelwerken geforderten Auf-

baustärken notwendig und empfohlen. In der ersten Bürgeranhörung ist bereits 

ein Neubau der Gehwege angeregt worden. 

In einigen Gehwegabschnitten werden parallel zu den städtischen Arbeiten die 

Gas- und Wasserleitungen erneuert. Hier ist mit GWN und WVV eine Teilung der 

Ausbaukosten vereinbart worden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Für den wiedermaligen Ausbau sind die auf die Herstellung der neuen Straßen-

anlage entfallenen Kosten im Projektbereich 54 „Verkehrsflächen u. –anlagen“ 

abzubilden. Für den laufenden Bauabschnitt 1 sind für die Herstellung der 

Fahrbahn und des westlichen Gehwegs der Südstraße Mittel in Höhe von 

285.000 € erforderlich. Dieser Betrag ist außerplanmäßig auf dem PSP 

7.100498.700.003 (Straßenausbau Südstraße) bereitzustellen.  

Als Deckung können die für den Regenwasserkanal durch Änderung des Bauab-

laufs, hier zusätzlicher Straßenausbau, nicht mehr benötigten Mittel in Höhe 

von 165.000 € (Haushaltsansatz 2017) herangezogen werden. Die restlichen 

Mittel in Höhe von 120.000 € können durch Mehreinzahlungen im Produktbe-

reich 11 Grundstücksveräußerungen gedeckt werden. 

Im Jahr 2018 ist für den Bauabschnitt 2 (östl. Südstraße) nach der vorliegenden 

Kostenschätzung mit einem Bedarf von 140.000 für den Regenwasserkanal und 

500.000 € für die Erneuerung der Straße zu rechnen. Für den in 2019 geplan-

ten 3. Bauabschnitt (restliche Gartenstraße) wären 260.000 € für den Regen-

wasserkanal und 695.000 € für die Straßenerneuerung zu veranschlagen. Aus-

wirkungen auf die Nettoneuverschuldung und den Finanzplan der Haushalts-

jahre 2018 ff. werden im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2018 

berücksichtigt. 

Die wiedermalige Herstellung der Straßen Gartenstraße und Südstraße hat auf-

grund der Sonderabschreibung bestehender Anlagewerte unter Berücksichti-

gung zugeordneter Sonderposten (u.a. Beiträge) in zweifacher Hinsicht Auswir-

kungen auf das Anlagevermögen der Stadt Voerde.  

 

Zum 31.12.2017 ergeben sich für die genannten Straßen und Regenwasserka-

näle folgende Werte: 
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Straße Restbuchwert Sonderposten Aufwand         

saldiert  

Gartenstraße 119.162,13 € 107.404,81 € 11.757,32 € 

Südstraße 110.002,85 € 105.139,16 € 4.863,69 € 

gesamt Straße 229.164,98 € 212.543,97 € 16.621,01 € 

    

Regenwasserkanal    

Gartenstraße 9.677,03 € 6.493,33 € 3.183,70 € 

Südstraße 2.068,92 € 1.388,11 € 680,81 € 

gesamt Regenwasserka-

nal 

11.745,95 € 7.881,44 € 3.864,51 € 

    

insgesamt 240.910,93 € 220.425,41 € 20.485,52 € 

 

Die erforderlich werdenden Sonderabschreibungen zu den genannten Straßen 

einschließlich der Regenwasserkanäle führen unter Berücksichtigung bestehen-

der Sonderposten zu einem einmaligen Abschreibungsaufwand im Jahr der Fer-

tigstellung von 20.485,52 €. Gleichzeitig erhöht sich das Sachanlagevermögen 

im Bereich des Straßen- sowie des Kanalnetzes um die tatsächlichen Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten für die beschriebenen Maßnahmen. Eine Ab-

schreibung erfolgt dann jährlich unter Berücksichtigung einer Nutzungsdauer 

von 50 Jahren für Straßen und rd. 55 Jahren für Regenwasserkanäle. Sonder-

posten werden in Höhe der Straßenbaubeiträge nach § 8 KAG neu zu bilden 

sein und analog zum Abschreibungszeitraum aufgelöst. Darüber hinaus wird 

ein Anteil der vom Land gewährten Investitionspauschale zum Zeitpunkt der 

Fertigstellung zugeordnet, um das Saldo aus Aufwand und Erträgen zu nivellie-

ren.  

 

Fazit: 

Aus den vorgenannten Gründen ist eine Erneuerung der Straßen notwendig. 

Aufbau und Qualität der Fahrbahn und der Nebenanlagen entsprechen in keiner 

Weise dem heutigen Standard und den technischen Anforderungen und Regel-

werken für Straßen (Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Ver-

kehrsflächen, RStO 2012). 

Aufgrund der bei der Ausführung der Regenwasserkanalverlegung festgestell-

ten erheblichen Schwierigkeiten in der Straßenwiederherstellung wird eine Er-
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neuerung in Form eines Komplettausbaus der Straße und der Nebenanlagen 

(Gehwege und Parkstreifen) empfohlen.  

Es wird vorgeschlagen, die Straßen für die in der Anlage 1 dargestellten Berei-

che auf voller Breite zu erneuern. Die Fahrbahnbreiten orientieren sich am Be-

stand und sollen 4 cm Asphaltbeton, 8 cm Asphalttragschicht und eine 25 cm 

starke Schottertragschicht erhalten. Die Gehwege werden in der vorhandenen 

Breite mit Betonsteinpflaster 10/20/8 gepflastert. Der Aufbau der Gehwege und 

der Fahrbahn entspricht den Vorgaben der RStO 2012. 

Zur Erzielung der in den Jahren 2017 bis 2020 geplanten Einzahlungen aus Bei-

trägen sind sowohl für den Bau des Regenwasserkanals als auch für die Erneue-

rung der Straße Beitragsvorausleistungen nach § 8 KAG zu erheben. Den be-

troffenen Anliegern soll die Ausführungsplanung sowie das Prozedere der Bei-

tragsumlegung nach den Sommerferien in einer gesonderten Anhörung vorge-

stellt werden. 

Anschließend wird die abgestimmte Ausbauplanung dem Bau- und Betriebs-

ausschuss zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 

 

H a a r m a n n  

 

Anlage  

1 Darstellung der Bauabschnitte 

 



Bauabschnitte 

1. BA - westl. Südstraße 

            Gartenstraße bis Südstraße 2017 

2. BA - östl. Südstraße 2018 

3. BA - restliche Gartenstraße 2019 

D
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Bauabschnitte 

1. BA - westl. Südstraße 

            Gartenstraße zwischen Südstraße 

            und Siedlerweg 2017 

2. BA - östl. Südstraße 2018 

3. BA - restliche Gartenstraße 2019 

D
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8
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 A

n
la

g
e
 1

 



 1 

Stadt Voerde (Niederrhein) 

Der Bürgermeister 
 

Drucksache Nr.: 510 

  

 

 

Vorstandsbereich 

II 

Fachbereich 

7.1 - Tiefbau 

Datum 

21.03.2017 

Verfasser 

Frau Pajenberg 

Öffentliche Sitzung Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

siehe Drucksache 

Beratungsfolge Beratungstermine Zuständigkeit 

Bau- u. Betriebsausschuss 

Haupt- u. Finanzausschuss 

Stadtrat 

27.04.2017 

16.05.2017 

23.05.2017 

Empfehlung 

Empfehlung 

Beschluss 

   

Tagesordnungspunkt  

Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW 

für straßenbauliche Maßnahmen 

 

Beschlussvorschlag  

Der Rat der Stadt Voerde beschließt die der Drucksache Nr. 510 als Anlage 1 

beigefügte „Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW für 
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Sachverhalt/Rechtslage/Begründung  

Die „Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW für 

straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Voerde (Niederrhein)“ – im Folgenden 

„Straßenbaubeitragssatzung“ genannt – vom 18. Mai 1994 wurde mit 

Änderungssatzung vom 2. März 2005 an die im Jahre 2003 herausgegebene 

Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes NRW angepasst. 

 

Kernpunkte der damaligen Neufassung der Mustersatzung (die dann in 2009 

noch einmal aktualisiert wurde) waren folgende Empfehlungen: 

 Wechsel des Anlagebegriffes vom bundesrechtlichen Erschließungs-

anlagenbegriff nach § 127 BauGB auf den landesrechtlichen 

Anlagenbegriff nach § 8 KAG NRW 

 Erhöhung der Anteile der Beitragspflichtigen sowie die Erhöhung der 

anrechenbaren Breiten einzelner Teilanlagen 

 

Beim bundesrechtlichen Erschließungsanlagenbegriff wird die räumliche 

Abgrenzung der Anlage durch örtlich erkennbare (z. B. einmündende Straßen) 

oder rechtliche Merkmale (z. B. Bebauungsplangrenzen) bestimmt. Es können 

nur Innenbereichs- bzw. Bebauungsplangrundstücke in die Beitragsabrechnung 

einbezogen werden. 

 

Beim landesrechtlichen Anlagenbegriff bestimmt sich die Anlage im 

Wesentlichen nach dem Bauprogramm. Es können alle bevorteilten Grundstücke 

(auch im Außenbereich) in die Beitragsabrechnung einbezogen werden. 

 

Die Stadt Voerde hatte sich mit der Änderungssatzung 2005 gegen einen 

Wechsel des Anlagenbegriffes entschieden, in der Straßenbaubeitragssatzung 

blieb es damit beim bundesrechtlichen Erschließungsanlagenbegriff. Um für 

den Ausbau von Außenbereichsstraßen (z. B. Holthausener Straße, Teilbereiche 

der Dinslakener Straße) dennoch Straßenbaubeiträge erheben zu können, war 

der Erlass von Einzelsatzungen mit dem abweichenden landesrechtlichen 

Anlagenbegriff vorgesehen. 

 

Die dieser Drucksache als Anlage 1 beigefügte Neufassung der 

Straßenbaubeitragssatzung sieht nun den Wechsel des Anlagenbegriffes aus 

Gründen der Rechtsklarheit für die Bürger vor. So wird einheitlich für alle 

Beitragspflichtigen, die von einer Erneuerung bzw. Verbesserung ihrer Straße 

gemäß § 8 KAG betroffen sind (im Innen- oder Außenbereich), gemäß § 1 der 
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Straßenbaubeitragssatzung der landesrechtliche Anlagenbegriff gelten. Es 

entfällt die aufwändige Aufstellung von Einzelsatzungen für 

Abrechnungsgebiete, die ganz oder teilweise im Außenbereich liegen. In der 

Erschließungsbeitragssatzung hat weiterhin der bundesrechtliche 

Anlagenbegriff Bestand. 

 

Die Anteile der Beitragspflichtigen am verteilungsfähigen Aufwand sowie die 

anrechenbaren Breiten einzelner Teilanlagen hatte der Stadtrat in der 

Änderungssatzung von 2005 weitestgehend entsprechend der Empfehlung der 

Mustersatzung festgesetzt. Sie sollen in der Neufassung unverändert bleiben. In 

Anpassung an die Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichtes NRW erfolgt 

lediglich eine Abstufung der Anliegeranteile der Gehwege an 

Haupterschließungs- und Hauptverkehrsstraßen um 5 v. H. auf 65 v. H. 

gegenüber dem Anteil für Gehwege an Anliegerstraßen (70 v. H.). 

 

Mit der Neufassung der Beitragssatzung erfolgt außerdem eine weitere 

Angleichung an die Satzungsstruktur der Mustersatzung sowie an den Stand 

der Rechtsprechung. 

 

Die Gemeindeprüfungsanstalt (GPA NRW) hat im Rahmen der überörtlichen 

Prüfung im Jahr 2015 empfohlen (s. S. 19 des Teilberichtes Finanzen) aufgrund 

der angespannten Haushaltslage die Anhebung des Anteils der 

Beitragspflichtigen nach § 8 KAG zu prüfen. Der Arbeitskreis 

„Haushaltssteuerung und –konsolidierung“ hat in seiner Sitzung am 04.11.2016 

vereinbart, das Thema nach detaillierter Vorbereitung durch die Verwaltung 

gesondert zu diskutieren. Diese Diskussion erfolgt in einer der nächsten 

Sitzungen des Arbeitskreises. Insofern ist diese potenzielle Änderung in der 

vorgelegten Satzungsänderung nicht enthalten und wird ggf. nach erfolgter 

Diskussion im Arbeitskreis gesondert zur Entscheidung vorgelegt. 

 

Einzelheiten zu den Änderungen sind den Erläuterungen in Anlage 2 zu 

entnehmen, in Anlage 3 ist zur besseren Übersicht eine Gegenüberstellung  der 

Straßenbaubeitragssatzung 1994 (nach dem Stand der Änderungssatzung 

2005) und der Neufassung beigefügt. In der Gegenüberstellung sind die 

Änderungen gegenüber der Altfassung farblich gekennzeichnet.  

 

 

H a a r m a n n  
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Anlagen: 1)  Satzungstext 

2)  Erläuterungen zur Neufassung der SBS 

3) Gegenüberstellung Satzung Voerde 2005 – Neufassung 
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Satzung  
 

über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW 
für straßenbauliche Maßnahmen  

 
der Stadt Voerde (Niederrhein) vom xx. Mai 2017 
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Satzung  
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW 

für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Voerde (Niederrhein) vom xx. Mai 2017 

 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV NW 1994 S. 666) und des § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV 
NW S. 712 / SGV NW 610) - jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung - hat der Rat der 
Stadt Voerde (Niederrhein) in seiner Sitzung am 23. Mai 2017 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 
Anlagen im Bereich von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen und als Gegenleistung 
für die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentümern und 
Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenden wirtschaftlichen 
Vorteile erhebt die Stadt Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung. 
 
Das Gleiche gilt für die aufgrund öffentlich-rechtlicher Entschließung der Gemeinde 
bereitgestellten Straßen, Wege und Plätze (insbesondere Wirtschaftswege). 
 
 

§ 2 
Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 
 

1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, 
Erweiterung und Verbesserung der Anlagen benötigten Grundflächen; dazu gehört 
auch der Wert der hierfür von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten 
eigenen Grundstücke; maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Beginns der 
Maßnahme, 

 
2.  die Freilegung der Flächen, 
 
3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen mit Unterbau und 

Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen,  
 
4.  die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 

a) Radwegen einschließlich Sicherheitsstreifen 
b) Gehwegen einschließlich Rinnen, Bord- und Randsteinen 
c) kombinierten Rad-/Gehwegen 
d) Beleuchtungseinrichtungen 
e) Entwässerungseinrichtungen 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern 
g) Parkflächen 
h) unselbständigen Grünanlagen 
i) Mischflächen (Wohnwegen) 
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(2)  Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sind nur 
insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien Strecken.  

 
(3)  Nicht beitragsfähig sind die Kosten  

1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, Wege und Plätze, 
2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit 

Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner für Brücken, 
Tunnels und Unterführungen mit den dazugehörenden Rampen. 

 
(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt. 
 
 

§ 3 
Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

 
(1) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der  

a)  auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit entfällt, 
b) bei der Verteilung des Aufwandes nach §§ 4 bis 6 auf ihre eigenen Grundstücke 

entfällt. 
 
       Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen. 
 
(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt die Stadt den 

durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein. Bei den Bundes-, Landes- 
und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen auf die 
Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht. 

 
(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und die 

anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt: 
 
 

 
bei Straßenarten 

 
anrechenbare Breiten 

Anteil der 
Beitrags-

pflichtigen 

 
 
 

 

in Kern-, 
Gewerbe- und 

Industrie- 
gebieten 

im Übrigen  

1 2 3 4 

1. Anliegerstraßen    

a) Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 70 v. H. 

b) Radweg einschl.  
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 70 v. H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 v. H. 

d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 70 v. H. 

e) Beleuchtung und  
Oberflächenentwässerung 

----- ---- 70 v. H. 

f) kombinierter Rad-/Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 70 v. H. 

g) unselbständige Grünanlagen je 2,00 m je 2,00 m 70 v. H. 

    

2. Haupterschließungsstraßen    

a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50 v. H. 

b) Radweg einschl.  
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 50 v. H. 
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c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 65 v. H. 

d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 65 v. H. 

e) Beleuchtung und  
Oberflächenentwässerung 

----- ---- 65 v. H. 

f) kombinierter Rad-/Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 60 v. H. 

g) unselbständige Grünanlagen je 2,00 m je 2,00 m 60 v. H. 

    

3. Hauptverkehrsstraßen    

a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 30 v. H. 

b) Radweg einschl. 
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 30 v. H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 65 v. H. 

d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 65 v. H. 

e) Beleuchtung und  
Oberflächenentwässerung 

----- ---- 65 v. H. 

f) kombinierter Rad-/Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 50 v. H. 

g) unselbständige Grünanlagen je 2,00 m je 2,00 m 60 v. H. 

    

4. Hauptgeschäftsstraßen    

a) Fahrbahn 7,50 m 7,50 m 60 v. H. 

b) Radweg einschl.  
Sicherheitsstreifen 

je 2,40 m je 2,40 m 60 v. H. 

c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 v. H. 

d) Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 70 v. H. 

e) Beleuchtung und  
Oberflächenentwässerung 

----- ---- 70 v. H. 

f) kombinierter Rad-/Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 65 v. H. 

g) unselbständige Grünanlagen je 2,00 m je 2,00 m 60 v. H. 

 
(4) Wenn bei einer Anlieger-, Haupterschließungs-, Hauptverkehrs- oder 

Hauptgeschäftsstraße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare 
Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, 
höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit 
geboten wird. 

 
(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Sie werden 

ermittelt, indem die tatsächliche Fläche der jeweiligen einzelnen Teileinrichtungen 
durch ihre Gesamtlänge geteilt wird. 

 
(6) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche, sonstige 

Fußgängerstraßen,  Mischverkehrsflächen und Wirtschaftswege werden die 
anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen am Aufwand im Einzelfall 
durch Satzung festgesetzt. 

 
(7) Im Sinne der Absätze 3 und 6 gelten als 

1. Anliegerstraßen: 
Straßen, die der Erschließung der angrenzenden oder der durch private Zuwegung 
mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen, 

2. Haupterschließungsstraßen: 
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und auch dem Verkehr innerhalb 
von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind, 
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3. Hauptverkehrsstraßen: 
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem überörtlichen 
Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und Kreisstraßen mit 
Ausnahme der Strecken, die außerhalb von Baugebieten und von im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegen, 

4. Hauptgeschäftsstraßen: 
Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit Ladengeschäften oder 
Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt, soweit es sich nicht um 
Hauptverkehrsstraßen handelt, 

5. Fußgängergeschäftsstraßen: 
Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr 
dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für Anlieferverkehr möglich ist, 

6. Sonstige Fußgängerstraßen: 
Anliegerstraßen und Wohnwege, die in ihrer gesamten Breite dem 
Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit 
Kraftfahrzeugen möglich ist, 

7. Verkehrsberuhigte Bereiche: 
 a) im Sinne des § 42 Abs. 4 a) Straßenverkehrsordnung (Wohnbereiche):  

Verkehrsräume, in denen der fließende Durchgangsverkehr verdrängt und die 
funktionelle Aufteilung durch verkehrsberuhigte Baumaßnahmen so gestaltet ist, 
dass die Verkehrsräume von allen Verkehrsteilnehmern im Sinne des § 42 Abs.4 
a) StVO gleich- berechtigt genutzt werden können. 

b) im Sinne des § 45 Abs. 1 c) Straßenverkehrsordnung (Geschäftsbereiche): 
Verkehrsräume mit niveaugleichen Verkehrsflächen mit relativ geringem 
Fahrzeugverkehr, in denen die Verkehrsarten rechtlich getrennt sind. 
Fahrzeugführer müssen die abgetrennte Fahrbahn benutzen, der übrige Teil der 
öffentlichen Verkehrsfläche ist Gehweg. Der ruhende Verkehr ist durch zeitliche 
wie räumliche Zonenbeschilderung geregelt. 

8. Mischverkehrsflächen: 
Niveaugleich ausgebaute Straßen ohne Aufteilung in Fahrbahn und Gehwege, die 
nicht verkehrsberuhigte Bereiche nach Ziffer 7 sind. 

9. Wirtschaftswege: 
a) Anliegerwirtschaftswege: 
 Wege mit sehr geringem Verkehrsaufkommen und minderer Ausbauqualität, die 

überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder der durch private 
Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen. 

b) Hauptwirtschaftswege: 
 Wege mit geringem Verkehrsaufkommen und minderer Ausbauqualität, die 

neben der Erschließung von Grundstücken auch dem Verkehr innerhalb des 
Außenbereiches dienen. 

 
 (8) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit ihren Seiten an 

unterschiedliche Baugebiete und ergeben sich deshalb nach Abs. 3 unterschiedliche 
anrechenbare Breiten, ist für die gesamte Straße die jeweils größere anrechenbare 
Breite maßgebend. 

 
(9) Für Anlagen, die in den Absätzen 3, 4 und 6 nicht erfasst sind oder bei denen die   

festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich 
nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch Satzung im Einzelfall die anrechenbaren 
Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen. 
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§ 4 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1) Der nach den Regelungen der §§  2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflichtigen am 

beitragsfähigen Aufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke nach deren Flächen 
verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach 
Art und Maß berücksichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die Fläche, die der zulässigen Nutzung 
zugrunde zu legen ist; öffentlich-rechtliche Beschränkungen sind zu berücksichtigen. 

 
(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht 
festsetzt, 
a) soweit sie an die Anlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen 

Grenze der Grundstücke mit der Anlage und einer im Abstand von 30 m dazu 
verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der 
Anlage zugewandt ist und einer im Abstand von 30 m dazu verlaufenden Linie.  

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Satz 1 Buchstabe a) oder 
Buchstabe b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der  tatsächlichen 
Nutzung. 

 
 

§ 5 
Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 

 
(1) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die 

Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 
 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5 

  4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 
  5. bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit 2,0 

 
(2) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich 

die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der 

Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 

Baumassenzahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden. 

c) ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 
höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- 
oder abgerundet werden. 

 
Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden oder 
zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige 
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 
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Ist die Zahl der höchstzulässigen Vollgeschosse für ein Grundstück nicht einheitlich 
festgesetzt, so ist die anrechenbare Grundstücksfläche unter Berücksichtigung der in 
unterschiedlicher Höhe festgesetzten höchstzulässigen Vollgeschosse aufzuteilen. 

 
Die rechnerische Aufteilung der für das Grundstück anrechenbaren Fläche wird nach 
dem Verhältnis der Geschossflächen der zulässigen Einzelgebäude zur Gesamtsumme 
der Geschossflächen aller zulässigen Gebäude des Grundstücks vorgenommen. 
Die Geschossfläche im Sinne dieser Vorschrift ergibt sich aus der zulässigen 
überbaubaren Grundstücksfläche vervielfacht mit der für das Gebäude 
höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse; sie ist nicht identisch mit der nach der 
BauNVO zulässigen Geschossfläche. 

 
(3) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für 

Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die 
Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, sowie für Grundstücke, auf 
denen eine Bebauung nicht zulässig ist, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 

 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse.  
b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den 

Grundstücken  der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 
c) Bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich 

genutzt werden können, werden zwei Vollgeschosse zugrunde gelegt. 
d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder 

vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
 

 
§ 6 

Berücksichtigung der Nutzungsart 
 
Die unterschiedliche Art der Nutzung wird wie folgt berücksichtigt: 
 
(1) Die Grundstücksfläche wird vervielfacht mit: 

 a) 0,0333 bei landwirtschaftlich genutzten Flächen 
 b) 0,0167 bei forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
 

(2) Die nach §§ 4 und 5 festgesetzten Nutzungsfaktoren werden 
a) um 0,5 erhöht bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, 

Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: 
Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und 
Kongresse, Hafengebiet; 

b) um 0,5 erhöht bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch 
Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten 
vorhanden oder zulässig ist; 

c) um 0,5 erhöht bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) 
bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt 
werden (z.B. Grundstücke mit Praxen und Kanzleien von freiberuflich Tätigen, mit 
Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese 
Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige 
Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so 
genutzte Fläche als Geschossfläche; 

d) um 0,5 ermäßigt bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen 
Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden können (z.B. Kirchengrundstücke, 
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder oder Dauerkleingärten). 
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(3) Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfs- oder Versorgungsflächen 

ohne Festsetzung der Geschosszahl ausgewiesen sind, werden bei der Verteilung des 
Aufwandes wie Grundstücke mit eingeschossiger Bebaubarkeit behandelt. 

 
 

§ 7 
Abschnitte von Anlagen 

 
(1) Für selbstständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand selbstständig 

ermittelt und erhoben werden. Die Entscheidung über die Bildung eines 
Abrechnungsabschnittes wird dem Bürgermeister übertragen. 

 
(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die 

sich nach § 3 Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche 
Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert 
abzurechnen. 

 
 

§ 8 
Kostenspaltung 

 
Der Beitrag kann für: 

 1. den Grunderwerb   
 2. die Freilegung, 
 3. die Fahrbahn, 
 4. die Radwege, 
 5. die Gehwege, 
 6. die kombinierten Rad-/Gehwege, 
 7. die Parkflächen, 
 8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
 9. die Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung, 
10. die unselbständigen Grünanlagen  

gesondert erhoben werden und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die 
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen worden 
ist. Die Entscheidung über die Durchführung der Kostenspaltung wird dem Bürgermeister 
übertragen. 
 
 

§ 9 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt 
angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des voraussichtlichen 
Beitrages, erheben. 
 
 

§ 10 
Ablösung des Beitrages 

 
(1) Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden. 
 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich 

entstehenden Beitrages. 
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Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

§ 11 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der 

a) endgültigen Herstellung der Anlage 
b) endgültigen Herstellung des Abschnittes gemäß § 7 
c) Beendigung der Teilmaßnahme gemäß § 8. 

 
(2) Ist die Maßnahme mit Grunderwerb verbunden, so ist auch Merkmal der endgültigen 

Herstellung, dass die Grundstücke in das Eigentum der Stadt Voerde übergegangen 
sind. 

 
 

§ 12 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen Grundstückes ist. Mehrere 
Eigentümer eines Grundstückes haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des 

Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
 

§ 13 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Voerde (Niederrhein) über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen – Straßenbaumaßnahmen-
Beitragssatzung – vom 18. Mai 1994 (nach dem Stand der Änderungssatzung vom 2. März 
2005) außer Kraft. 
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   Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Voerde (Niederrhein) wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften im Sinne des § 7 Abs. 6 der 
Gemeindeordnung in der zur Zeit gültigen Fassung, kann gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Voerde (Niederrhein), den ..... 
 
 
 
 
H a a r m a n n 
Bürgermeister  
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Erläuterungen zur Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 
KAG NRW für straßenbauliche Maßnahmen 

 
 
Präambel: 
 
Die Präambel wurde dem Wortlaut des Satzungsmusters des Städte- und Gemeindebundes 
NRW angepasst. 
 
 
§§ 1 und andere – Wechsel des Anlagebegriffes 
 
Durch die Formulierung „… von Anlagen im Bereich von öffentlichen Straßen, Wegen und 
Plätzen…“ dokumentiert die Satzung die Verwendung des landesrechtlichen Anlagenbegriffes 
nach § 8 KAG NRW im Unterschied zum bisher verwendeten bundesrechtlichen 
Erschließungsanlagenbegriff nach § 127  Baugesetzbuch.  
 
Aus der Verwendung des landesrechtlichen Anlagenbegriffes folgt: 
- Die räumliche Abgrenzung der Anlage bestimmt sich im Wesentlichen nach dem 

Bauprogramm. 
- Der verteilungsfähige Aufwand wird auf alle Anlieger, denen durch eine Maßnahme ein 

Vorteil vermittelt wird, umgelegt, also auch auf Anlieger an Außenbereichsstraßen und 
Wirtschaftswegen. 

- Überall dort, wo in der bisherigen Straßenbaubeitragssatzung (SBS) von 
„Erschließungsanlagen“ die Rede war, werden in der künftigen Satzung nur noch „Anlagen“ 
benannt. 

 
 
§ 1 – Allgemeines 
 
In Anpassung an die Mustersatzung werden in Satz 1 die Worte „durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme“ eingefügt. Die durch die Inanspruchnahmemöglichkeit der Anlage 
gebotenen Vorteile waren bisher schon Voraussetzung einer Beitragserhebung, es erscheint 
aber sinnvoll, dies durch den Einschub für die Bürger unmittelbar lesbar zu machen. 
 
Zu Satz 2: In der Rechtsprechung des OVG NRW ist geklärt, dass Anlagen Gegenstand einer 
beitragsfähigen Maßnahme sein können, die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet, wohl 
aber aufgrund öffentlich-rechtlicher Entschließung der Stadt bereitgestellt worden sind 
(insbesondere Wirtschaftswege). Die beabsichtigte Einbeziehung solcher Wege muss durch 
einen entsprechenden Zusatz in der Satzung zum Ausdruck gebracht werden. 
 
 
§ 2 – Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 
 
Zu Absatz 1 Ziffer 4: Die Reihenfolge und Formulierung der abrechnungsfähigen 
Nebenanlagen wird an die Mustersatzung angeglichen. 
 
§ 2 Abs. 5 der SBS-alt wird künftig geregelt unter § 7 Abs. 1 der Neufassung. Die Neufassung 
orientiert sich diesbezüglich an der Satzungsstruktur der Mustersatzung. 
 
Absatz 6 alt entfällt aufgrund des Wechsels auf den landesrechtlichen Anlagenbegriff, Absatz 
7 alt wird gestrichen, da es für die Abgrenzung des Abrechnungsgebietes keine 
Regelungsnotwendigkeit in der Satzung gibt. 
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§ 3 – Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand 
 
Zu Abs. 3: Da gemäß Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichtes NRW hinsichtlich des 
Anliegeranteils von Gehwegen jedenfalls zwischen Anliegerstraßen und 
Haupterschließungsstraßen zu unterscheiden ist, wird der Anliegeranteil für Gehwege an 
Haupterschließungs- sowie Hauptverkehrsstraßen um 5 v. H. gegenüber dem Anteil für 
Gehwege an Anliegerstraßen abgestuft – siehe Anlage 4 zu dieser Drucksache –.  
 
Die Abstufung erfolgt ebenso für Parkstreifen sowie Beleuchtung und 
Oberflächenentwässerung, da diese Teilanlagen bei Hauptverkehrsstraßen gemeinsam mit 
den Gehwegen in der Straßenbaulast der Gemeinden stehen. 
 
Zu Absatz 6: Abweichend von der Mustersatzung wird vorgeschlagen,  auch für 
Wirtschaftswege zu regeln, dass die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen 
am Aufwand im Einzelfall durch Satzung festgesetzt werden. Angesichts sehr 
unterschiedlicher Breiten und Vorteilssituationen bei den einzelnen Wirtschaftswegen wird dies 
gegenüber einer generalisierenden Festsetzung in der Straßenbaubeitragssatzung als 
vorteilsgerechter beurteilt. 
 
Zu Absatz 7: Die Begriffsdefinitionen der verschiedenen Straßeneinstufungen werden zur 
besseren Lesbarkeit von alphabetischer auf numerische Unterteilung umgestellt und unter 
Ziffer 9 um die Definitionen für Wirtschaftswege ergänzt. 
 
§ 3 Abs. 8 der SBS-alt wird künftig geregelt unter § 7 Abs. 2 der Neufassung.  
 
 
§ 4 alt – Beitragsmaßstab   wird   § 4 – Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 
  § 5 – Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 
  § 6 – Berücksichtigung der Nutzungsart 
 
Bei der letzten Satzungsänderung 2005 war der Umfang der Änderungen auf das unbedingt 
erforderliche Ausmaß beschränkt worden. Mit der Neufassung soll nun für die 
Beitragsmaßstäbe – aus Gründen der Transparenz und Handhabbarkeit – die 
Satzungsstruktur der Mustersatzung übernommen werden. 
 
 
§ 4 – Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 
 
Zu Absatz 1: Da die Regelung des § 2 Abs. 7 – alt – gestrichen wird, wird der Bezug auf die 
Grundstücksflächen entsprechend der Mustersatzung umformuliert. 
 
Zu Absatz 2: Die Definition der zugrunde zu legenden Grundstücksfläche wird aus Gründen 
der Einheitlichkeit der Satzungsregelungen an die Formulierung der 
Erschließungsbeitragssatzung angepasst. 
 
 
§ 5 – Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 
 
Zu Absatz 1: Die Formulierung des Satzes 1 sowie die Staffelung der Geschossigkeiten 
werden an die Mustersatzung angepasst. Hinsichtlich der Nutzungsfaktoren wird 
vorgeschlagen, zur Vereinheitlichung der Satzungsregelungen die Werte aus der 
Kanalanschlussbeitragssatzung zu übernehmen (ist für die Erschließungsbeitragssatzung mit 
der 3. Änderungssatzung bereits erfolgt). 
 
Zu Absatz 2 Buchstaben b) und c): Für die Umrechnung von Baumassenzahlen und 
Gebäudehöhen in Vollgeschosse wird entsprechend der Mustersatzung ergänzt, dass 
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Bruchzahlen auf vollen Zahlen auf- oder abgerundet werden. Die bisherige Satzung sah nur 
eine Aufrundung vor. 
 
Zu Absatz 3 Satz 1: Anpassung der Formulierung an die Mustersatzung. 
 
 
§ 6 – Berücksichtigung der Nutzungsart 
 
Die im bisherigen § 4 in den Absätzen 5, 6 und 10 verteilten Regelungen zu den Nutzungsarten 
werden gemäß der Strukturierung und den Formulierungen der Mustersatzung im neuen § 6 
zusammengefasst (dort Absätze 2 u. 3). 
 
Zu Absatz 1: Da aufgrund des Wechsels des Anlagenbegriffes künftig auch 
Außenbereichsgrundstücke abgerechnet werden können, bedarf es einer differenzierten 
Bewertung der typischerweise im Außenbereich vorkommenden Flächen. Dafür ist der Umfang 
der wahrscheinlichen Inanspruchnahme der ausgebauten Straße von solchen landwirtschaftlich 
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen ins Verhältnis zu setzen zum Ziel- und Quellverkehr 
(=Inanspruchnahme), den ein eingeschossiges Wohngrundstück im Innenbereich auslöst. 
 
Aufgrund der örtlichen Verhältnisse in Voerde erscheint es sachgerecht, dabei von einem 
Verhältnis von 1:30 für landwirtschaftliche Grundstücke und 1:60 für forstwirtschaftliche 
Grundstücke auszugehen. Da die Grundstücksfläche für ein eingeschossiges Wohngrundstück 
mit dem Nutzungsfaktor 1,0 vervielfältigt wird, wird für landwirtschaftliche Grundstücke ein 
Nutzungsfaktor von 0.0333 und für forstwirtschaftliche Grundstücke von 0,0167 vorgeschlagen. 
 
Zu Absatz 2 Buchstabe d): Die Formulierung wird an die Mustersatzung angepasst. 
 
 
§ 7 – Abschnitte von Anlagen 
 
Zu Absatz 1: Bisher geregelt unter § 2 Absatz 7 alt. Die Formulierung wird an die 
Mustersatzung angepasst. 
 
Zu Absatz 2: Bisher geregelt unter § 3 Absatz 8 alt. Der dortige letzte Einschub „ohne dass es 
dazu eines Ratsbeschlusses bedarf“ wird gestrichen, da die Satzung die Zuständigkeit für die 
Entscheidung über die Abschnittsbildung ohnehin dem Bürgermeister zuweist. 
 
 
§ 11 – Entstehung der Beitragspflicht 
 
§ 11 wird in Anpassung an die Mustersatzung neu aufgenommen. 
 
Zu Absatz 1: Da die Entstehung der sachlichen Beitragspflicht in der Rechtsprechung längst 
definiert ist, hat dieser Absatz rein deklaratorischen Charakter. Es erscheint aber sinnvoll, die 
Definition für den Bürger unmittelbar lesbar zu machen. 
 
Zu Absatz 2: Mit einer Maßnahme verbundener Grunderwerb zählt bisher bereits zum 
beitragsfähigen Aufwand (s. § 2 Abs. 1 Ziffer 1). Durch die Festsetzung als 
Herstellungsmerkmal entsteht die sachliche Beitragspflicht erst mit Eintragung der Grundstücke 
ins Grundbuch. 
  
So wird gewährleistet, dass die Kosten auch abgerechnet werden können, wenn sich die 
Abwicklung des Grunderwerbs über die technische Fertigstellung hinaus verzögert. Allerdings 
kann dann auch die Endabrechnung der Straßenbaubeiträge erst später erfolgen. 
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Satzung  
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW 

für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Voerde (Niederrhein) vom 18. Mai 1994 

(nach dem Stand der Änderungssatzung vom 2. März 2005) 
 

Satzung  
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW 

für straßenbauliche Maßnahmen der 
Stadt Voerde (Niederrhein) vom xx. Mai 2017 

 

 
Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe g) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.8.1984 (GV NW S. 475 / SGV NW 2023) und des § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. 
Oktober 1969 (GV NW S. 712 / SGV NW 610) - jeweils in der zur Zeit 
geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Voerde (Niederrhein) in seiner 
Sitzung am 17. Mai 1994 folgende Satzung beschlossen: 
 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV NW 1994 S. 666) und 
des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712 / SGV NW 610) - jeweils in der zur Zeit 
geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Voerde (Niederrhein) in seiner 
Sitzung am 23. Mai 2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung 
von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen (Erschließungsanlagen) und als 
Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern und/oder Erbbauberechtigten 
der erschlossenen Grundstücke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt 
die Stadt Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung 
von Anlagen im Bereich von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen und als 
Gegenleistung für die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme den 
Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke 
erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Beiträge nach 
Maßgabe dieser Satzung. 
 
Das Gleiche gilt für die aufgrund öffentlich-rechtlicher Entschließung der 
Gemeinde bereitgestellten Straßen, Wege und Plätze (insbesondere 
Wirtschaftswege). 

§ 2 
Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 
 

1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) der für die 
Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Erschließungsanlagen 
benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der hierfür von 
der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten eigenen Grundstücke; 
maßgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme, 

 

§ 2 
Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 
 

1. den Erwerb (einschließlich der Erwerbsnebenkosten) der für die 
Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Anlagen benötigten 
Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der hierfür von der Stadt aus 
ihrem Vermögen bereitgestellten eigenen Grundstücke; maßgebend ist 
der Wert im Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme, 
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2.  die Freilegung der Flächen, 

 
3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen mit 

Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und 
Vertiefungen,  
 

4.   die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 
a) Rinnen, Bord- und Randsteinen 
b) Gehwegen 
c) Radwegen einschließlich Sicherheitsstreifen 
d) kombinierten Rad-/Gehwegen 
e) Wohnwegen 
f) Parkflächen (Parkstreifen/Parkplatzflächen) 
g) Beleuchtungseinrichtungen 
h) Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung 
i) Böschungen, Schutz- und Stützmauern 
j) unselbständigen Grünanlagen  

 
(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und 

Kreisstraßen sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die 
anschließenden freien Strecken.  

 
(3) Nicht beitragsfähig sind die Kosten  

1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, Wege 
und Plätze, 

2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellver-
kehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), 
ferner für Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehören-
den Rampen. 

 
(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen 

ermittelt. 
 
(5) Der Aufwand für einen Abschnitt einer Erschließungsanlage kann 

gesondert ermittelt und erhoben werden, wenn der Abschnitt selbständig 
benutzbar ist (Abschnittsbildung). Die Entscheidung über die Abrechnung 
eines Erschließungsabschnittes wird dem Bürgermeister übertragen. 

 

 
2.  die Freilegung der Flächen, 
 
3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahnen mit 

Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und 
Vertiefungen,  

 
4.  die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von 

a) Radwegen einschließlich Sicherheitsstreifen 
b) Gehwegen einschließlich Rinnen, Bord- und Randsteinen 
c) kombinierten Rad-/Gehwegen 
d) Beleuchtungseinrichtungen 
e) Entwässerungseinrichtungen 
f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern 
g) Parkflächen 
h) unselbständigen Grünanlagen 
i) Mischflächen (Wohnwegen) 

   
 
(2)  Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und 

Kreisstraßen sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die 
anschließenden freien Strecken.  

 
(3)  Nicht beitragsfähig sind die Kosten  

1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, Wege 
und Plätze, 

2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellver-
kehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), 
ferner für Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehören-
den Rampen. 

 
(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen  

ermittelt. 
 
 neu geregelt unter § 7 „Abschnitte von Anlagen“ 
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(6) Ebenso kann der Aufwand für mehrere Erschließungsanlagen und/oder 
Abschnitte von Erschließungsanlagen insgesamt ermittelt  werden 
(Abrechnungseinheit). Die Entscheidung über die Abrechnung einer 
Abrechnungseinheit wird dem Bürgermeister übertragen.  

 
(7) Die Erschließungsanlage bzw. die nach den Absätzen 5 und 6 zur geson-

derten bzw. gemeinsamen Aufwandsermittlung gebildeten 
Abrechnungsabschnitte bzw. Abrechnungseinheiten bilden mit den von 
ihnen erschlossenen Grundstücken ein Abrechnungsgebiet. 

 

 § 2 Abs. 6 u. 7 alt entfallen 

§ 3 
Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

 
(1) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der  

a) auf die Inanspruchnahme der Erschließungsanlagen durch die Allge-
meinheit entfällt, 

b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 4 auf ihre eigenen Grund-
stücke entfällt. 

 
      Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen. 
 
(2) Überschreiten Erschließungsanlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Brei-

ten, so trägt die Stadt den durch die Überschreitung verursachten 
Mehraufwand allein. Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen 
sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über 
die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht. 

 
(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und die 

anrechenbaren Breiten der Erschließungsanlagen werden wie folgt 
festgesetzt: 

 
Siehe Tabelle Anlage 3 

 
 
(4) Wenn bei einer Anlieger-, Haupterschließungs-, Hauptverkehrs- oder 

Hauptgeschäftsstraße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die 
anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder 
der fehlenden Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und 
soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird. 

§ 3 
Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand 

 
(1) Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der  

a)  auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit entfällt, 
b) bei der Verteilung des Aufwandes nach §§ 4 bis 6 auf ihre eigenen 

Grundstücke entfällt. 
 
       Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen. 
 
(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt 

die Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein. 
Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die 
anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die 
beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht. 

 
(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und die 

anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt: 
 
 
 

Siehe Tabelle Anlage 4 
 
 
(4) Wenn bei einer Anlieger-, Haupterschließungs-, Hauptverkehrs- oder 

Hauptgeschäftsstraße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich die 
anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder 
der fehlenden Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und 
soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird. 
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(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 

Sie werden ermittelt, indem die tatsächliche Fläche der jeweiligen 
einzelnen Teileinrichtungen durch ihre Gesamtlänge geteilt wird. 

 
(6) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche, sonstige 

Fußgängerstraßen und Mischverkehrsflächen werden die anrechenbaren 
Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen am Aufwand für die anre-
chenbaren Breiten im Einzelfall durch Satzung festgesetzt. 

 
(7) Im Sinne der Absätze 3 und 6 gelten als 

a) Anliegerstraßen: 
Straßen, die der Erschließung der angrenzenden oder der durch 
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen, 

b) Haupterschließungsstraßen: 
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und auch dem 
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht 
Hauptverkehrsstraßen nach Buchstabe c) sind, 

c) Hauptverkehrsstraßen: 
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem 
überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb 
von Baugebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
liegen, 

d) Hauptgeschäftsstraßen: 
Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit 
Ladengeschäften oder Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt, soweit 
es sich nicht um Hauptverkehrsstraßen handelt, 

e) Fußgängergeschäftsstraßen: 
Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgänger-
verkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für Anlie-
ferverkehr möglich ist, 

f) Sonstige Fußgängerstraßen: 
Anliegerstraßen und Wohnwege, die in ihrer gesamten Breite dem 
Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für den 
Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist, 
 
 

 
(5) Die in den Absätzen 3 und 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 

Sie werden ermittelt, indem die tatsächliche Fläche der jeweiligen 
einzelnen Teileinrichtungen durch ihre Gesamtlänge geteilt wird. 

 
(6) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche, sonstige 

Fußgängerstraßen,  Mischverkehrsflächen und Wirtschaftswege werden 
die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen am 
Aufwand im Einzelfall durch Satzung festgesetzt. 

 
(7) Im Sinne der Absätze 3 und 6 gelten als 

 1.  Anliegerstraßen: 
Straßen, die der Erschließung der angrenzenden oder der durch 
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen, 

 2.  Haupterschließungsstraßen: 
Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und auch dem 
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht 
Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind, 

 3.  Hauptverkehrsstraßen: 
Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem 
überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb 
von Baugebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen 
liegen, 

 4.  Hauptgeschäftsstraßen: 
Straßen, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit 
Ladengeschäften oder Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt, soweit 
es sich nicht um Hauptverkehrsstraßen handelt, 

 5.  Fußgängergeschäftsstraßen: 
Hauptgeschäftsstraßen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgänger-
verkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung für Anlie-
ferverkehr möglich ist, 

 6.  Sonstige Fußgängerstraßen: 
Anliegerstraßen und Wohnwege, die in ihrer gesamten Breite dem 
Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung für den 
Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist, 
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g) Verkehrsberuhigte Bereiche: 
aa) im Sinne des § 42 Abs. 4 a) Straßenverkehrsordnung (Wohnberei-

che):  
Verkehrsräume, in denen der fließende Durchgangsverkehr ver-
drängt und die funktionelle Aufteilung durch verkehrsberuhigte 
Baumaßnahmen so gestaltet ist, dass die Verkehrsräume von 
allen Verkehrsteilnehmern im Sinne des § 42 Abs.4 a) StVO gleich 
berechtigt genutzt werden können. 

bb) im Sinne des § 45 Abs. 1 c) Straßenverkehrsordnung (Geschäfts-
bereiche): Verkehrsräume mit niveaugleichen Verkehrsflächen mit 
relativ geringem Fahrzeugverkehr, in denen die Verkehrsarten 
rechtlich getrennt sind. Fahrzeugführer müssen die abgetrennte 
Fahrbahn benutzen, der übrige Teil der öffentlichen 
Verkehrsfläche ist Gehweg. Der ruhende Verkehr ist durch 
zeitliche wie räumliche Zonenbeschilderung geregelt. 

h) Mischverkehrsflächen: 
Niveaugleich ausgebaute Straßen ohne Aufteilung in Fahrbahn und 
Gehwege, die nicht verkehrsberuhigte Bereiche nach Buchstabe g) 
sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere 

Straßenabschnitte, für die sich nach Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare 
Breiten oder unterschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so 
sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen, ohne dass es dazu 
eines Ratsbeschlusses bedarf. 

 
(9) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit ihren Seiten an 

unterschiedliche Baugebiete und ergeben sich deshalb nach Abs. 3 
unterschiedliche anrechenbare Breiten, ist für die gesamte Straße die 
jeweils größere anrechenbare Breite maßgebend.  

7. Verkehrsberuhigte Bereiche: 
 a) im Sinne des § 42 Abs. 4 a) Straßenverkehrsordnung (Wohnberei-

che):  
Verkehrsräume, in denen der fließende Durchgangsverkehr ver-
drängt und die funktionelle Aufteilung durch verkehrsberuhigte 
Baumaßnahmen so gestaltet ist, dass die Verkehrsräume von allen 
Verkehrsteilnehmern im Sinne des § 42 Abs.4 a) StVO gleich- 
berechtigt genutzt werden können. 

b) im Sinne des § 45 Abs. 1 c) Straßenverkehrsordnung (Geschäfts-
bereiche): Verkehrsräume mit niveaugleichen Verkehrsflächen mit 
relativ geringem Fahrzeugverkehr, in denen die Verkehrsarten 
rechtlich getrennt sind. Fahrzeugführer müssen die abgetrennte 
Fahrbahn benutzen, der übrige Teil der öffentlichen Verkehrsfläche 
ist Gehweg. Der ruhende Verkehr ist durch zeitliche wie räumliche 
Zonenbeschilderung geregelt. 

8. Mischverkehrsflächen: 
Niveaugleich ausgebaute Straßen ohne Aufteilung in Fahrbahn und 
Gehwege, die nicht verkehrsberuhigte Bereiche nach Ziffer 7 sind. 

9. Wirtschaftswege: 
a) Anliegerwirtschaftswege: 
 Wege mit sehr geringem Verkehrsaufkommen und minderer 

Ausbauqualität, die überwiegend der Erschließung der 
angrenzenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen 
verbundenen Grundstücke dienen. 

b) Hauptwirtschaftswege: 
 Wege mit geringem Verkehrsaufkommen und minderer 

Ausbauqualität, die neben der Erschließung von Grundstücken 
auch dem Verkehr innerhalb des Außenbereiches dienen. 

 
 neu geregelt unter § 7 „Abschnitte von Anlagen“ 
 
 
 
 
 
(8) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit ihren Seiten 

an unterschiedliche Baugebiete und ergeben sich deshalb nach Abs. 3 
unterschiedliche anrechenbare Breiten, ist für die gesamte Straße die 
jeweils größere anrechenbare Breite maßgebend. 
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(10)  Für Erschließungsanlagen, die in den Absätzen 3, 4 und 6 nicht erfasst 

sind oder bei denen die   festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Antei-
le der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat 
durch Satzung im Einzelfall die anrechenbaren Breiten und Anteile der 
Beitragspflichtigen. 

 

 
(9) Für Anlagen, die in den Absätzen 3, 4 und 6 nicht erfasst sind oder bei 

denen die   festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der 
Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch 
Satzung im Einzelfall die anrechenbaren Breiten und Anteile der 
Beitragspflichtigen. 

 

 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der nach den Regelungen der §§  2 und 3 ermittelte Anteil der Beitrags-

pflichtigen am beitragsfähigen Aufwand wird auf die erschlossenen 
Grundstücke des Abrechnungsgebietes (vgl. § 2 Absatz 7) nach den 
Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der 
erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die Fläche, die baulich, 
gewerblich oder in vergleichbarer Weise genutzt werden kann. 

 
(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die 
ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare 
Nutzung nicht festsetzt, 
a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche 

zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der 
Erschließungsanlage und einer im Abstand von 30 m dazu 
verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige 
Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgren-
ze, die der Erschließungsanlage zugewandt ist und einer im Abstand 
von 30 m dazu verlaufenden Linie.  

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Satz 1 
Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fällt die Linie zusammen mit der 
hinteren Grenze der  tatsächlichen Nutzung. 

 Hinweis: § 4 alt wird geregelt in §§ 4, 5 u. 6 neu 
 

§ 4 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1) Der nach den Regelungen der §§  2 und 3 ermittelte Anteil der Beitrags-

pflichtigen am beitragsfähigen Aufwand wird auf die erschlossenen 
Grundstücke nach deren Flächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche 
Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß 
berücksichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die Fläche, die der zulässigen 
Nutzung zugrunde zu legen ist; öffentlich-rechtliche Beschränkungen sind 
zu berücksichtigen. 

 
(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des 

Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die 
ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare 
Nutzung nicht festsetzt, 
a) soweit sie an die Anlage angrenzen, die Fläche zwischen der 

gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der Anlage und einer im 
Abstand von 30 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Anlage herstellen, bleiben 
bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgren-
ze, die der Anlage zugewandt ist und einer im Abstand von 30 m dazu 
verlaufenden Linie.  

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Satz 1 
Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fällt die Linie zusammen mit der 
hinteren Grenze der  tatsächlichen Nutzung. 
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(4) Die zu berücksichtigende Grundstücksfläche (Abs. 2 und 3) wird entspre-

chend der Ausnutzbarkeit mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im 
Einzelnen beträgt: 

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,2 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,4 

 4. ab viergeschossiger Bebaubarkeit je 
  weiteres Geschoss zusätzlich 0,1 

 
(5) Grundstücke, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung 

vergleichbaren Weise genutzt werden können (z.B. Kirchengrundstücke, 
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder oder Dauerkleingär-
ten), werden mit 0,5 der Grundstücksflächen vervielfacht.  s. § 6 (2) d) 

 
(6) Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfs- oder 

Versorgungsflächen ohne Festsetzung der Geschosszahl ausgewiesen 
sind, werden bei der Verteilung des Aufwandes wie Grundstücke mit 
eingeschossiger Bebaubarkeit behandelt.  s. § 6 (3) 

 

(7) Grundstücke, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind und auch 
nicht baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen, werden mit 0,5 der 
Grundstücksflächen vervielfacht.  

 
(8) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen 

Zahl der Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschos-

se die Baumassenzahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle 
Zahlen aufgerundet werden. 

c) ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,8, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen aufgerundet werden. 

 

 
§ 5 

Berücksichtigung des Maßes der Nutzung 
 
(1) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die 

Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im 
Einzelnen beträgt: 

 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5 

  4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 
  5. bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit 2,0 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 entfällt aufgrund der differenzierten Berücksichtigung der Nutzungsarten in  
§ 6 Abs. (1) und (2)  
 
 
(2) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen 

Zahl der Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschos-

se die Baumassenzahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle 
Zahlen auf- oder abgerundet werden. 

c) ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,8, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 
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Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse 
vorhanden oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt 
entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die 
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 

 
Ist die Zahl der höchstzulässigen Vollgeschosse für ein Grundstück nicht 
einheitlich festgesetzt, so ist die anrechenbare Grundstücksfläche unter 
Berücksichtigung der in unterschiedlicher Höhe festgesetzten 
höchstzulässigen Vollgeschosse aufzuteilen. 

 
Die rechnerische Aufteilung der für das Grundstück anrechenbaren Fläche 
wird nach dem Verhältnis der Geschossflächen der zulässigen 
Einzelgebäude zur Gesamtsumme der Geschossflächen aller zulässigen 
Gebäude des Grundstücks vorgenommen. 
Die Geschossfläche im Sinne dieser Vorschrift ergibt sich aus der zuläs-
sigen überbaubaren Grundstücksfläche vervielfacht mit der für das 
Gebäude höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse; sie ist nicht identisch 
mit der nach der BauNVO zulässigen Geschossfläche. 

 
(9) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die 
Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht 
festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 

 
 

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich 
vorhandenen Vollgeschosse.  

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf 
den Grundstücken innerhalb der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse. 

c) Bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber 
gewerblich genutzt werden können, werden zwei Vollgeschosse 
zugrunde gelegt. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig 
oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

 
 
 
 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse 
vorhanden oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt 
entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die 
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 

 
Ist die Zahl der höchstzulässigen Vollgeschosse für ein Grundstück nicht 
einheitlich festgesetzt, so ist die anrechenbare Grundstücksfläche unter 
Berücksichtigung der in unterschiedlicher Höhe festgesetzten 
höchstzulässigen Vollgeschosse aufzuteilen. 

 
Die rechnerische Aufteilung der für das Grundstück anrechenbaren Fläche 
wird nach dem Verhältnis der Geschossflächen der zulässigen 
Einzelgebäude zur Gesamtsumme der Geschossflächen aller zulässigen 
Gebäude des Grundstücks vorgenommen. 
Die Geschossfläche im Sinne dieser Vorschrift ergibt sich aus der zuläs-
sigen überbaubaren Grundstücksfläche vervielfacht mit der für das 
Gebäude höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse; sie ist nicht identisch 
mit der nach der BauNVO zulässigen Geschossfläche. 

 
(3) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die 
Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht 
festsetzt, sowie für Grundstücke, auf denen eine Bebauung nicht zulässig 
ist, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 

 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich   
vorhandenen Vollgeschosse.  
b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf 
den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. 
c) Bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber 

gewerblich genutzt werden können, werden zwei Vollgeschosse 
zugrunde gelegt. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig 
oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
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(10)   Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art und Nutzung werden die 

im Absatz 4 festgesetzten Nutzungsfaktoren um 0,5 erhöht; 
a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, 

Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der 
Nutzungsart: Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, 
Messe, Ausstellung und Kongresse, Hafengebiet; 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch 
Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) 
genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) 
bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher 
Weise genutzt werden (z.B. Grundstücke mit Praxen und Kanzleien 
von freiberuflich Tätigen, mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Kran-
kenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe 
der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne 
Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsächlich so 
genutzte Fläche als Geschossfläche. 

 
 

§ 6 
Berücksichtigung der Nutzungsart 

 
Die unterschiedliche Art der Nutzung wird wie folgt berücksichtigt: 
 
(1) Die Grundstücksfläche wird vervielfacht mit: 

 a) 0,0333 bei landwirtschaftlich genutzten Flächen 
 b) 0,0167 bei forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
 

(2) Die nach §§ 4 und 5 festgesetzten Nutzungsfaktoren werden 
a) um 0,5 erhöht bei Grundstücken in durch Bebauungsplan 

festgesetzten Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie 
Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und 
großflächige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse, 
Hafengebiet; 

b) um 0,5 erhöht bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne 
Festsetzung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter 
Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 

c) um 0,5 erhöht bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben 
a) und b) bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in 
ähnlicher Weise genutzt werden (z.B. Grundstücke mit Praxen und 
Kanzleien von freiberuflich Tätigen, mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, 
Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach 
Maßgabe der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine derartige 
Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die 
tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche; 

d) um 0,5 ermäßigt bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder 
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden können 
(z.B. Kirchengrundstücke, Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, 
Freibäder oder Dauerkleingärten). 

 
(3) Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfs- oder 

Versorgungsflächen ohne Festsetzung der Geschosszahl ausgewiesen 
sind, werden bei der Verteilung des Aufwandes wie Grundstücke mit 
eingeschossiger Bebaubarkeit behandelt. 
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§ 5 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-

scheides Eigentümer des durch die Erschließungsanlage erschlossenen 
Grundstückes ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes sind Gesamt-
schuldner. 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle 

des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 12 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-

scheides Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen Grundstückes 
ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle 

des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 6 
Kostenspaltung 

 
Der Beitrag kann für: 

1. den Grunderwerb   
2. die Freilegung, 
3. die Fahrbahn, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege, 
6. die kombinierten Rad-/Gehwege, 
7. die Parkflächen, 
8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
9. die Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung, 
10. die unselbständigen Grünanlagen  

gesondert erhoben werden und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, 
sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, 
abgeschlossen worden ist. Die Entscheidung über die Durchführung der 
Kostenspaltung wird dem Bürgermeister übertragen. 
  

§ 8 
Kostenspaltung 

 
Der Beitrag kann für: 

1. den Grunderwerb   
2. die Freilegung, 
3. die Fahrbahn, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege, 
6. die kombinierten Rad-/Gehwege, 
7. die Parkflächen, 
8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
9. die Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung, 
10. die unselbständigen Grünanlagen  

gesondert erhoben werden und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, 
sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, 
abgeschlossen worden ist. Die Entscheidung über die Durchführung der 
Kostenspaltung wird dem Bürgermeister übertragen. 
 

§ 7 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die 
Stadt angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Beitrages, erheben. 

§ 9 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die 
Stadt angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Beitrages, erheben. 
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§ 8 

Ablösung des Beitrages 
 
(1) Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst 

werden. 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussicht-

lich entstehenden Beitrages. 

 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

 
§ 10 

Ablösung des Beitrages 
 
(1) Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst 

werden. 
 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussicht-

lich entstehenden Beitrages. 
 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

  
§ 7 

Abschnitte von Anlagen 
 
(1) Für selbstständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand 

selbstständig ermittelt und erhoben werden. Die Entscheidung über die 
Bildung eines Abrechnungsabschnittes wird dem Bürgermeister 
übertragen. 

 
(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere 

Straßenabschnitte, für die sich nach § 3 Abs. 3 unterschiedliche 
anrechenbare Breiten oder unterschiedliche Anteile der 
Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert 
abzurechnen. 

 

 § 11 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der 

a) endgültigen Herstellung der Anlage 
b) endgültigen Herstellung des Abschnittes gemäß § 7 
c) Beendigung der Teilmaßnahme gemäß § 8. 

 
(2) Ist die Maßnahme mit Grunderwerb verbunden, so ist auch Merkmal der 

endgültigen Herstellung, dass die Grundstücke in das Eigentum der Stadt 
Voerde übergegangen sind. 
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§ 9 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
fällig. 
 

§ 13 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
fällig. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Voerde (Niederrhein) über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen – 
Straßenbaumaßnahmen-Beitragssatzung – vom 7. Juli 1982 außer Kraft. 
 
Die Neufassung des § 2 Abs. 5 und 6, § 3 Abs. 3 bis 10, § 4 Abs. 3 b), Abs. 9 
a) und b) sowie § 6 Satz 2 tritt am 8. März 2005 in Kraft. 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Voerde (Niederrhein) über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen – 
Straßenbaumaßnahmen-Beitragssatzung – vom 18. Mai 1994 (nach dem 
Stand der Änderungssatzung vom 2. März 2005) außer Kraft. 
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Stadt Voerde (Niederrhein) 

Der Bürgermeister 
 

Drucksache Nr.: 576 

  

 

 

Vorstandsbereich 

I 

Fachbereich 

Bildung, Soziales, Jugend, 

Sport und Kultur 

Datum 

28.02.17 

Verfasser 

Herr Marhofen 

Öffentliche Sitzung Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

siehe Rückseite 

Beratungsfolge Beratungstermine Zuständigkeit 

Schulausschuss 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtrat 

Bau- und Betriebsausschuss 

08.03.2017 

14.03.2017 

21.03.2017 

27.04.2017 

Empfehlung 

Empfehlung 

Beschluss 

Kenntnisnahme 

   

Tagesordnungspunkt  

Förderprogramm für die kommunale Schulinfrastruktur des Landes NRW 

„Gute Schule 2020“ 

Beschlussvorschlag  

1. Der Rat der Stadt Voerde beschließt das als Anlage zur Drucksache 

Nr. 576 beigefügte Konzept zur Inanspruchnahme der im Rahmen des 

Förderprogramms "NRW.BANK.Gute Schule 2020" in Aussicht gestellten 

Kreditkontingente.  

2. Die Verwaltung wird mit der Umsetzung und Weiterentwicklung des 

Konzeptes unter enger Beteiligung der Schulleitungen und des 

Arbeitskreises Schule beauftragt. Ferner ist der Schulausschuss laufend 

über den aktuellen Sachstand zu informieren. 

3. Die Verwaltung wird zugleich beauftragt, die Möglichkeit eines 

leistungsfähigen Breitbandanschlusses an allen Voerder Schulgebäuden 

zu prüfen, sofern nicht bereits vorhanden. Das Ergebnis ist in einem 

Konzept zu dokumentieren, das dem Rat zur Kenntnis vorzulegen ist. 
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Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 
Produktbereich:

Maßnahme:

Vorjahre 2017 2018 2020

Einzahlungen/Auszahlungen der 

Investitionsmaßnahme:

Einzahlungen

Auszahlungen 691.720 € 557.120 € 779.720 €

städt. Eigenanteil 0 € 691.720 € 557.120 € 779.720 €

Maßnahme ist bereits wie folgt 

veranschlagt:

Einzahlungen

Auszahlungen 694.152 € 559.552 € 782.152 €

städt. Eigenanteil 0 € 694.152 € 559.552 € 782.152 €

Abweichung zur bisherigen 

Veranschlagung

Einzahlungen 0 € 0 € 0 € 0 €

Auszahlungen 0 € 2.432 € 2.432 € 2.432 €

städt. Eigenanteil

+Verbesserung / -Verschlechterung

Betrag:

Folgejahre 

Folgeerträge

Folgeaufwendungen

Zinsaufwand 0 €

Abschreibungen ./. Auflösung 

SoPo
0 €

Summe Folgeaufwand einmalig jährlich

ja x nein

Betrag:

-9.728 €

Folgekosten sind bereits in 

ausreichender Höhe veranschlagt

Deckung:

+2.432 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

0 €

2.758.280 €

2.758.280 €

0 €

0 €

+2.432 €

Gesamtsumme

732.152 €

2.768.008 €

+2.432 €+9.728 €

0 €

2.768.008 €

Folgekosten

0 € 0 €

über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung lfd. Jahr 

erforderlich

Deckung:

Jahr der 

Fertigstellung 

0 €

Bemerkungen:

0 €

2019

0 €

später

0 €+2.432 €0 €

11 Innere Verwaltung und 21 Schulträgeraufgaben

Aufteilung auf Haushaltsjahre

Investitionen im Rahmen des Förderprogramms "NRW.Bank.Gute Schule 2020"

729.720 €

732.152 €

0 € 0 €

2.432 €

0 €

729.720 €

 

Folgejahre 

Erträge 272.600 €

Aufwendungen 272.600 €

einmalig jährlich

ja x nein

Betrag:
über-/außerplanmäßige 

Mittelbereitstellung erforderlich

88.000 €

88.000 €

Mittel sind in ausreichender 

Höhe veranschlagt

Haushaltsbelastung 0 €

erstes Jahr

konsumtive Aufwendungen

Bemerkungen:

0 €

Deckung:
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Sachverhalt/Rechtslage/Begründung  

Der Landtag NRW hat am 14.12.2016 das Gesetz zur Stärkung der 

Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen (Gute Schule 2020) beschlossen.  

Laut dem damit verabschiedeten Gesetz über die Leistung von 

Schuldendiensthilfen für Kredite zur Sanierung, Modernisierung und zum 

Ausbau der kommunalen Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen 

(Schuldendiensthilfegesetz Nordrhein-Westfalen) erhalten die Gemeinden, 

Kreise und Landschaftsverbände (Kommunen) in Nordrhein-Westfalen vom 

Land Schuldendiensthilfen für Kredite, die der Finanzierung der Sanierung, 

Modernisierung und des Ausbaus der baulichen und digitalen kommunalen 

Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen dienen. Die Schuldendiensthilfen 

werden den Kommunen durch vollständige Übernahme ihrer Zins- und 

Tilgungsleistungen für Kredite in einer Gesamthöhe von bis zu zwei Milliarden 

Euro, die im Rahmen des Programms "NRW.BANK.Gute Schule 2020" 

aufgenommen werden, gewährt. Das Kreditkontingent für die Stadt Voerde 

beläuft sich dabei auf insgesamt 3.118.880€ und verteilt sich mit je 779.720€ 

auf die Jahre 2017 – 2020. Um die Schuldendiensthilfen in Anspruch nehmen 

zu können, muss der Rat als zuständige Vertretungskörperschaft der Stadt 

Voerde ein Konzept beschließen, wie die im Rahmen des Förderprogramms 

"NRW.BANK.Gute Schule 2020" eingeräumten Kreditkontingente in Anspruch 

genommen werden sollen. 

 

Es werden grundsätzlich alle Investitionen sowie Sanierungs- und 

Modernisierungsaufwendungen auf kommunalen Schulgeländen und den 

räumlich dazugehörigen Schulsportanlagen finanziert. Ziel des Programms ist 

auch die Förderung von Investitionen in die digitale Infrastruktur und 

Ausstattung von Schulen (einschließlich der Anschaffung von 

Einrichtungsgegenständen). Dazu zählen 

 die Sanierung und Modernisierung, 

 der Neu- und Umbau der kommunalen Schulinfrastruktur, 

 Digitalisierungsmaßnahmen, 

 Grundstücke, die notwendiger Bestandteil eines aktuell anstehenden 

Investitionsvorhabens sind (sofern der Erwerb nicht mehr als zwei Jahre 

vor der Antragstellung erfolgte).  

Nicht förderfähig sind Investitionen und Aufwendungen für Betriebsmittel, 

geringwertige Wirtschaftsgüter (z. B. mobile Endgeräte), reine Kapitalanlagen, 

Leasingvorhaben (im Sinne des steuerlichen Leasingbegriffs) sowie 

Liquiditätsbedarf. Schwimmbäder, die sich nicht auf dem Schulgelände 
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befinden, sind von der Finanzierung ausgeschlossen. Ausgeschlossen sind 

ferner Umschuldungen oder Nachfinanzierungen von bereits abgeschlossenen 

und durchfinanzierten Vorhaben. 

Von Seiten der Landesregierung wurde zwischenzeitlich klargestellt, dass die 

Förderung von mobilen Geräten nicht grundsätzlich ausgeschlossen wird, 

sondern lediglich geringwertige Wirtschaftsgüter im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 

Einkommensteuergesetz mit Anschaffungskosten von zurzeit weniger als 410€ 

(netto). Damit sind mobile Endgeräte auch förderfähig, wenn ihr 

Anschaffungspreis bei mindestens 488€ (brutto) liegt. 

 

Ein Schwerpunkt für die Erarbeitung des Umsetzungskonzeptes lag in der 

Digitalisierung der Schulen, so dass eine Vernetzung jedes Schulstandortes mit 

flächendeckendem WLAN angestrebt wird. Darüber hinaus werden alle Schulen 

mit Activboards ausgestattet. In den Grundschulen soll nach aktuellem 

Planungsstand bis zum Ende des Jahres 2018 jeder Klassenraum der dritten 

und vierten Klassen mit einem Activboard ausgestattet sein. Für die Neue 

städtische Gesamtschule Voerde gilt weiterhin die Zusage, dass jeder 

Klassenraum über ein Activboard verfügen wird, sowohl im Übergangszeitraum 

während der Sanierung als auch in deren Anschluss. Ferner sind Mittel für die 

Erneuerung der naturwissenschaftlichen Fachräume am Gymnasium und an der 

Gesamtschule vorgesehen. Für die Grundschulen werden zudem für die 

Weiterentwicklung der Außenanlagen Mittel berücksichtigt. Eine Übersicht der 

geplanten Maßnahmen mit entsprechenden Erläuterungen ist dieser Drucksache 

als Anlage beigefügt. 

 

Bekanntlich wurden im vergangenen Jahr im Zuge der Sanierung der 3-fach-

Turnhalle am Schulzentrum Nord brandschutztechnische Mängel bekannt, 

deren Beseitigung die Kosten für die gesamte Sanierungsmaßnahme von 

ursprünglich geplanten rd. 1 Mio € auf voraussichtlich rd. 1,96 Mio € steigern 

wird. Um die Finanzierung sicherstellen zu können, muss auf rd. 545.000 € aus 

dem Programm Gute Schule 2020 zurückgegriffen werden. Darüber hinaus 

werden mit den Fördermitteln Sanierungs- bzw. Unterhaltungsmaßnahmen an 

Schulen und Turnhallen in einer Größenordnung von knapp 1,3 Mio € 

finanziert. Auch diese Maßnahmen werden in der o.g. Anlage erläutert. 

 

Die bisherigen Maßnahmen wurden in enger Abstimmung mit den 

Schulleitungen festgelegt. Der Arbeitskreis Schule hat in seiner Sitzung am 

14.02.2017 den aktuellen Stand der Maßnahmenplanung thematisiert. 
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Da das Konzept zur Inanspruchnahme der Kreditkontingente für die jährlichen 

Kontingente jährlich angepasst werden kann, ist zum jetzigen Zeitpunkt keine 

abschließende Beschlussfassung für die Kreditkontingente 2018-2020 

erforderlich. Das bestehende Konzept kann stattdessen im Dialog mit den 

Schulleitungen auf die entsprechenden Bedarfe angepasst und im Anschluss 

daran zur neuerlichen Beschlussfassung vorgelegt werden. In diesem 

Zusammenhang kann auch über die Verwendung von nicht in Anspruch 

genommenen Restkontingenten beraten werden, da diese grundsätzlich in das 

jeweilige Folgejahr übertragbar sind.  

 

Weiterhin haben die teilnehmenden Kommunen laut Schuldendiensthilfegesetz 

NRW systematisch die Möglichkeit eines leistungsfähigen Breitbandanschlusses 

ihrer Schulgebäude zu prüfen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist in einem 

Konzept zu dokumentieren, über das der Rat als zuständige 

Vertretungskörperschaft der Stadt Voerde zu informieren ist. Insbesondere am 

Schulzentrum Nord konnte bislang kein Breitbandanschluss realisiert werden, 

sodass diese Möglichkeit in Gesprächen mit den entsprechenden Anbietern 

erneut erörtert werden muss. 

 

 

 

H a a r m a n n  

 

 

 

 

 

1 Konzept zur Inanspruchnahme der eingeräumten Kreditkontingente 

gem. Diskussionsstand AK Schule vom 14.02.2017 

 



Stand: 28.02.2017 Anlage zur Drucksache Nr. 576

lfd. Nr. Bereich Maßnahme 2017 2018 2019 2020 gesamt

1 7.3 ALS 30.000 € 80.000 € 0 € 0 € 110.000 €

2 7.3 GV 20.000 € 100.000 € 0 € 0 € 120.000 €

3 7.3 MZH Steinstr. 38.000 € 0 € 0 € 0 € 38.000 €

4 7.3 TH Steinstr. 0 € 100.000 € 200.000 € 100.000 € 400.000 €

5 7.3 TH ALS 0 € 42.600 € 0 € 0 € 42.600 €

6 7.3 2-fach-TH GV 0 € 0 € 50.000 € 0 € 50.000 €

7 2.1 NW-Räume NGES 0 € 0 € 0 € 300.000 € 300.000 €

8 2.1 NW-Räume GV 0 € 0 € 300.000 € 0 € 300.000 €

9 2.1 WLAN NGES 44.000 € 0 € 0 € 50.000 € 94.000 €

10 2.1 WLAN GV 0 € 0 € 85.000 € 0 € 85.000 €

11 2.1 WLAN O-W-S 0 € 0 € 0 € 50.000 € 50.000 €

12 2.1 WLAN ALS 0 € 0 € 34.000 € 0 € 34.000 €

Konzept zur Inanspruchnahme der im Rahmen des Förderprogramms "NRW.BANK.Gute Schule 2020" in Aussicht gestellten Kreditkontingente

Vernetzung des Gebäudes der Gesamtschule mit WLAN (Neubau 2017; 

sanierter Altbau 2020)

Vernetzung der Gebäude des Gymnasiums mit WLAN (2019)

Vernetzung der Gebäude der Otto-Willmann-Schule am Standort 

Realschule mit WLAN (2020)

Vernetzung des Gebäudes der Astrid-Lindgren-Schule mit WLAN (2019)

Sanierung einer Umkleide / Dusche 30.000 € in 2019. die weiteren 

Sanierungsmaßnahmen ab 2018 sind noch im Detail zu planen

Fensteraustausch in den Umkleiden und Renovierungsarbeiten

Renovierung der Umkleiden

Erneuerung der naturwissenschaftlichen Räume im sanierten Altbau der 

Gesamtschule (2020)

Erneuerung der naturwissenschaftlichen Räume im Gymnasium (2019)

G  U  T  E     S  C  H  U  L  E     2  0  2  0

Erläuterungen

Antrich- und Bodenbelagsarbeiten in einzelnen Klassen und Fluren; 

Arbeiten am Fahrradständer oder Fensteroberlichtern; Detailabsprachen 

mit der Schulleitung noch erforderlich

Es wurden folgende Wünsche der Schule angemeldet: 1. Bibliothek + SAR-

Raum umbauen, 2. Küchenzeile, 3. Böden und Teppiche, 4. Raumteiler, 5. 

Durchbruch, 6. Renovierungen von Klassen aufgrund von Umzügen, 7. 

Instandsetzung Außenfassade, Windfang Lehrerzimmer, Türenanlagen. 

Inhaltlich wurden diese Wünsche noch nicht mit der Schulleitung 

besprochen und bewertet, so dass noch der Umsetzungsumfang offen ist. 

Evtl. waren auch Arbeiten an WC-Trennwänden angedacht

Austausch eines Heizkessels

Seite 1 von 3



Stand: 28.02.2017 Anlage zur Drucksache Nr. 576

lfd. Nr. Bereich Maßnahme 2017 2018 2019 2020 gesamt

Konzept zur Inanspruchnahme der im Rahmen des Förderprogramms "NRW.BANK.Gute Schule 2020" in Aussicht gestellten Kreditkontingente

G  U  T  E     S  C  H  U  L  E     2  0  2  0

Erläuterungen

13 2.1 WLAN RBS 0 € 30.000 € 0 € 0 € 30.000 €

14 2.1 WLAN EK-S 0 € 0 € 32.000 € 0 € 32.000 €

15 2.1 WLAN GGS F'feld 0 € 0 € 35.000 € 0 € 35.000 €

16 2.1 2. Lehrküche NGES 0 € 0 € 0 € 40.000 € 40.000 €

17 2.1 Küche NGES (Erg.) 0 € 30.000 € 0 € 0 € 30.000 €

18 2.1 Küche GV (Erg.) 0 € 30.000 € 0 € 0 € 30.000 €

19 2.1 Aula GV (Veranst.techn.) 35.000 € 0 € 0 € 0 € 35.000 €

20 2.1 17 Activboard NGES 18.750 € 45.000 € 0 € 0 € 63.750 €

21 2.1 26 Activboard GS 48.750 € 48.750 € 0 € 0 € 97.500 €

22 2.1 Außenspielgeräte GS 0 € 200.000 € 0 € 0 € 200.000 €

23 2.1 Activb. Fachräume 0 € 7.500 € 0 € 30.000 € 37.500 €

24 2.1 Lehrküche GV 0 € 50.000 € 0 € 0 € 50.000 € Erneuerung der Lehrküche im Gymnasium (2018)

Erweiterung der Veranstaltungstechnik in der Aula des Gymnasiums (2017)

Ausstattung aller Klassenräume der Gesamtschule mit Activboards (5 neue 

5. Klassen in 2017, in 2018 werden alle für die weiteren Jahre benötigten 

Activboards beschafft und in der Übergangszeit der Realschule zur Nutzung 

zur Verfügung gestellt)

Ausstattung aller Klassenräume der 3. und 4. Klassen an den Voerder 

Grundschulen mit Activboards (2017 4. Klassen; 2018 3. Klassen)

Berücksichtigung von 40.000€ je Grundschulstandort für die Beschaffung 

und Montage eines Außenspielgerätes bzw. die Weiterentwicklung der 

Außenanlagen (2018)

Ausstattung der Fachräume der Gesamtschule mit Activboards (2018 und 

2020)

Vernetzung des Gebäudes der Erich Kästner-Schule mit WLAN (2019)

Vernetzung der Gebäude der Grundschule Friedrichsfeld mit WLAN (2019)

Einrichtung einer zweiten Lehrküche im sanierten Albau der Gesamtschule 

(2020)

Ergänzung bzw. Austausch von Geräten in der Mensa-Küche der 

Gesamtschule (2018)

Ergänzung bzw. Austausch von Geräten in der Mensa-Küche des 

Gymnasiums (2018)

Vernetzung des Gebäudes der Regenbogenschule mit WLAN (2018)

Seite 2 von 3



Stand: 28.02.2017 Anlage zur Drucksache Nr. 576

lfd. Nr. Bereich Maßnahme 2017 2018 2019 2020 gesamt

Konzept zur Inanspruchnahme der im Rahmen des Förderprogramms "NRW.BANK.Gute Schule 2020" in Aussicht gestellten Kreditkontingente

G  U  T  E     S  C  H  U  L  E     2  0  2  0

Erläuterungen

25 7.3 3-fach-Halle Nord 545.000 € 0 € 0 € 0 € 545.000 €

gesamt 779.500 € 763.850 € 736.000 € 570.000 € 2.849.350 €

Kreditkontingent 779.720 € 779.720 € 779.720 € 779.720 € 3.118.880 €

Differenzen -220 € -15.870 € -43.720 € -209.720 € -269.530 €

Sanierung der 3-fach-Halle am Schulzentrum Nord sowie Beseitigung der 

brandschutztechnischen Mängel (2017)

Seite 3 von 3
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Stadt Voerde (Niederrhein) 

Der Bürgermeister                                                      

   

Drucksache Nr. 591 

 

 

Dezernat 

III 

Fachbereich 

Fachdienst 6.1 Stadtentwicklung, 

Umwelt- und Klimaschutz 

Datum 

03.04.2017 

Verfasser 

Frau Gründer 

Öffentliche Sitzung Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen 

s. Rückseite 

Beratungsfolge Beratungstermine Zuständigkeit 

Planungs- und Umweltausschuss  

Bau- und Betriebsausschuss 

Kultur- und Sportausschuss 

Jugendhilfeausschuss 

Ausschuss für Liegenschaften und Wirtschafsförderung 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtrat 

26.04.2017 

27.04.2017 

02.05.2017 

03.05.2017 

04.05.2017 

16.05.2017 

23.05.2017 

Empfehlung 

Empfehlung 

Empfehlung 

Empfehlung 

Empfehlung 

Empfehlung 

Beschluss 

 

Tagesordnungspunkt  

Zukunftsprojekte  „Renaturierung Mommbach“  und  „Weg zum Rhein“  

Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“   

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Bürgermeister wird beauftragt, sich auf Grundlage der Darlegungen in 

der Drucksache Nr. 591 zum 1. Juni 2017 an dem Förderprogramm „Grü-

ne Infrastruktur“ mit den Projekten „Renaturierung Mommbach“ und „Weg 

zum Rhein“ zu beteiligen und das dafür erforderliche integrierte Hand-

lungskonzept aufzustellen. 

2. Grundlage für den Antrag sind  die als Anlage 2 und 3 der Drucksache Nr. 

591 beigefügten Projektskizzen. 

3. Nach Vorliegen eines positiven Förderentscheids sind die entsprechenden 

Haushaltsmittel im Haushaltsplan 2018 ff. bereitzustellen. 

 

Kurzfassung 

Über ein neues Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“ lassen sich ggf. die 

zwei Stadtentwicklungsprojekte „Renaturierung“ Mommbach“ und „Weg zum 

Rhein“ realisieren. 
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Finanzielle/Bilanzielle Auswirkungen:    

 

Erläuterung:   

Falls der Wettbewerb zum Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“ gewonnen wird, 

kann innerhalb eines halben Jahres ein Förderantrag bei der Bezirksregierung ge-

stellt werden. Dafür würde dann eine genauere Berechnung (mit Drucksache) erstellt 

werden.  

 

 

Projekt „Renaturierung Mommbach“ 

laut  Machbarkeitsstudie  

410.000,- € Wiederherstellung Mommbach 

140.000,- € Spiel-Aktionsgeräte und Anpflanzungen sowie 1-2 außerschulische Lernorte 

550.000,- € Grobberechnung „Renaturierung Mommbach“ 

 

Projekt „Weg zum Rhein“ 

 

 

Summe Grobberechnung: 900.000,-€,  bei 80 %iger Förderung = grob 180.000,- € 

Eigenanteil. 

 

Dieser ist in der mittelfristigen Finanzplanung 2018-2020 noch nicht berücksichtigt 

und wirkt sich wahrscheinlich auf die Nettoneuverschuldung aus. 
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Sachverhalt/Rechtslage/Begründung: 

1. Das neue Programm „Grüne Infrastruktur“  

Im August 2016 hat das Land NRW einen Projektaufruf zum Förderprogramm „Grüne 

Infrastruktur“ erlassen, welches mit Landes- und EU-Mitteln aus dem "Operationel-

len Programm (OP) des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung  (kurz EFRE), 

„Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung der natürlichen Umwelt und der Klima- 

und Umweltbedingungen zugunsten der Biodiversität und der Menschen in Quartie-

ren, Städten und Stadtumlandgebieten“ fördert.  Das Programm hat zum Ziel sowohl 

Grün-, Frei- und Wasserräume lokal und regional zu vernetzen als auch sozial be-

nachteiligte Quartiere an dieses Grünnetz anzubinden und über ganzheitliche, in-

tegrierende Maßnahmen in diesen multifunktional zu nutzenden Grünräumen Bio-

diversität, soziale Prävention und Umweltgerechtigkeit zu fördern. Dafür sollen bei 

ganzheitlichen Projektansätzen Kooperationen mit soziokulturellen Einrichtungen 

(z.B. mit Schulen, VHS, Kitas, Naturverbänden) zu besserer Partizipation und Um-

weltgerechtigkeit führen. 

 

Für die Bewerbung an diesem Förderprogramm mit 80 % Anteilsfinanzierung (2. Call 

1.06.17) ist u.a. ein integriertes Handlungskonzept Voraussetzung (vgl. Anlage 1). 

Der RVR führte am 25.Oktober 2016 eine Auftaktveranstaltung „Operative Dimensi-

on der Grünen Infrastruktur“ durch und bewarb das Förderprogramm. Bezogen auf 

das Ruhrgebiet ist es zusammen mit der renaturierten Emscher, der Landesgarten-

schau in Kamp-Lintford und der internationalen Gartenausstellung 2027 Element 

einer „Grünen Dekade der Metropole Ruhr“.  

 

2. Grüne Elemente der Innenstadtentwicklung  

Die Auswahlkriterien des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Na-

tur- und Verbraucherschutz NRW (MKULNV) für eingereichte Projekte „Grüne Infra-

struktur“ (kurz GI) treffen für zwei bereits länger gewünschte und im Zukunftspro-

gramm VOERDE2030 bereits angelegte Projekte zu: „Renaturierung Mommbach“ 

zwischen Grünstraße und Haus Voerde  und  „Weg zum Rhein“ als bessere Anbin-

dung der Innenstadt Voerde an den Rhein bei Götterswickerhamm. Daher wird auch 

nach fachübergreifender Vorabstimmung vorgeschlagen, sich mit diesen zwei Pro-

jekten an dem Wettbewerbsverfahren zum Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“ zu 

beteiligen. Dafür sollen die vorhandenen Zukunftsstrategien wie VOERDE2030, wel-

che 2008/2009 unter großer Öffentlichkeitsbeteiligung erarbeitet wurden sowie 

auch neu erstellte Analysen für eine nachhaltige Stadtentwicklung, wie z.B. Sozial-

monitoring und Spielflächenbedarfsplan herangezogen werden. 
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3. Weiterführung der Innenstadtentwicklung mit Projekten der 

grünen Infrastruktur 

Die bisherige Stadtentwicklung von Voerde hat die enge Beziehung der Innenstadt 

zum Außenbereich (Freibad, Parkanlage Haus Voerde) und viele, oft an den Außen-

bereich angebundene, innerstädtische Grünzüge bewahrt. Diese Grünzüge gliedern 

und durchlüften die Wohnbereiche und ermöglichen den Bewohnern wohnungsnahe 

Naherholung und grüne Wegebeziehungen zu Freizeit-, Kultur-, Sozial-, Infrastruk-

tur- und Versorgungseinrichtungen. Zudem dienen diese öffentlichen Grünbereiche, 

mit meist guter Aufenthaltsqualität und zum Teil mit Spielbereichen durchsetzt, der 

sozialen Kommunikation und als Bewegungsraum für Freizeitsport.  

Negativ fällt dabei jedoch auf, dass einer der wichtigsten Grünzüge, der den westli-

chen Rand der Innenstadt bildet und an die Parkanlage um das Haus Voerde an-

knüpft, seinen ursprünglichen Charakter verloren hat, weil der bestimmende Bach-

lauf praktisch ganzjährig trocken fällt und allmählich vollständig verlandet. Der hier 

noch am besten erhaltene Charakter einer ursprünglich von Wasserläufen und Ent-

wässerungsgräben durchzogen Flachland-Landschaft droht dadurch endgültig ver-

loren zu gehen. 

Ein zweites Defizit besteht in der schlechten Anbindung der Innenstadt Voerde an 

den Rhein. Bei der Aufstellung des Entwicklungskonzepts für die Innenstadt Voerde 

ist unter anderem herausgearbeitet worden, dass die Innenstadt ihr Selbstbild in den 

Köpfen der Menschen erst finden muss. Der Beteiligungsprozess und insbesondere 

auch der Wettbewerb um die Marktplatz Gestaltung hat dazu geführt, dass gerade 

die Lage am Rhein ein wichtiges, imagebildendes Element darstellt. Insofern war 

bereits in diesem Programm die Überwindung der verkehrlichen Barrieren auf der an 

sich kurzen Strecke zum Rhein als Zielvorgabe enthalten. 

 

3.1 Reaktivierung Mommbach  

Für die „Renaturierung des Mommbachs“ zwischen Grünstraße und Haus Voerde 

wurde bereits eine Machbarkeitsstudie (Nov. 2013) erarbeitet, nach der dem verlan-

deten Wasserlauf durch Einleitung von bergbaulich bedingtem Sümpfungswasser 

aus der Mommniederung wieder ein natürlicher Charakter gegeben und damit die 

Entwicklung einer gewässertypischen Flora und Fauna ermöglicht werden sollte (vgl. 

Anlage 2 - Projektbeschreibung „Wiederherstellung Mommbach“). Aufgrund der 

Notwendigkeit einer vollständigen Neugestaltung des Bachbettes und der erforderli-

chen technischen Maßnahmen kam die Machbarkeitsstudie zu einer Kostenschät-

zung von ca. 400.000 €. Dies war aus Eigenmitteln der Stadt nicht zu leisten; Versu-

che, andere Projektträger für die Maßnahme als notwendige Ausgleichsmaßnahme 

für deren eigene Vorhaben zu gewinnen, waren nicht erfolgreich.  



Stadt Voerde – FD 6.1 Drucksache Nr. 591 vom 6.04.2017  

 

DS 0591-Förderantrag Grüne Infrastruktur o.Mitz. Seite 5  

 

 

Nun wäre mit Ergänzungen der Projektziele insbesondere um eine soziale Dimensi-

on  (vgl. Anlage 1 - Kurzdarstellung GI-Förderprogramm) ggf. eine Förderung über 

das Programm „Grüne Infrastruktur“ möglich. Die Maßnahme muss dafür auch auf 

soziale und klimabezogene Ziele ausgerichtet werden. Das bietet sich gerade auf-

grund der ortskernnahen Lage des Bachlaufs und seiner Vernetzung mit den umlie-

genden Grünzügen sowie dem östlich benachbarten Mehrgeschosswohnungsbau 

Voerde Mitte an. Auch das direkt angrenzende Schulzentrum Süd und umliegende 

Kitas oder Jugendzentren könnten einbezogen werden. Instrumente wären bei-

spielsweise Spiel- und Bewegungsbereiche zur Gesundheitsförderung oder außer-

schulische Lern- und Aktionsorte für jedermann (barrierefrei und generationsüber-

greifend).  

 

Aufgrund des 2015 vom Fachbereich 2 durchgeführten Sozialmonitorings (Anteil 

Alleinerziehender, Großfamilien, Menschen mit Migrationshintergrund, unter 

21jähriger, Bevölkerungsdichte und Hilfen zur Erziehung) und der in diesem Bereich 

zudem benötigten Spielfläche stellt der in der Anlage 2 dargelegte, mehrdimensio-

nale Projektansatz eine nachhaltige und ganzheitliche städtebauliche Aufwertung 

dar. Ein multifunktional ausgerichtetes GI-Projekt „Renaturierung Mommbach“ kann 

nicht nur zu mehr Biodiversität sowie zu einer besseren Identifikation der BürgerIn-

nen mit ihrer Stadt führen, sondern auch zu langfristigen Kosteneinsparungen auf-

grund der zu erwartenden Stärkung des sozialen Gefüges, der integrativen, weil 

gemeinschaftlichen Nutzung attraktiver Naturräume und der Hebung des Bildungs-

niveaus.  

 

Neben den Kosten für die Wiederherstellung des Mommbachs wären zusätzliche 

Gelder für das Anlegen von Lernorten, Spielbereichen und der ökologische Grünver-

netzungen einzurechnen. Ebenso wäre die Erarbeitung eines konkreten Konzeptes 

mit Öffentlichkeitsbeteiligung erforderlich.  

Die förderfähigen Gesamtkosten werden zurzeit auf etwa 550.000 € geschätzt. Die 

Zahl wird bei der Ausarbeitung des Antrags präzisiert. 

3.2 Wanderweg nach Götterswickerhamm  

Auch das Projekt „Weg zum Rhein“, das den Ortskern Voerde besser an den Rhein 

anbinden und so Voerde als Stadt am Rhein erlebbar machen soll, ist spätestens mit 

den gemeinsam mit den Bürgern 2008/2009 entwickelten Zukunftsvisionen VOER-

DE2030 „Potenziale, Strategien, Projekte“ und „Projekt Lebendige Innenstadt“ als 

nachhaltiges, imagebildendes Entwicklungsziel vorgegeben. Es handelt sich um die 

konsequente Ergänzung der auch bei der Umgestaltung des Rathausplatzes zu 

Grunde liegenden Idee, die Lage der Stadt Voerde am Rhein stärker in das Bewusst-
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sein der Menschen treten zu lassen. Denn obwohl Voerde mit der Hälfte seiner 

Stadtfläche am Rhein liegt und es nur knapp 2 km Luftlinie dorthin sind, ist eine di-

rekte und vor allem auch sichere Rad- und Wanderwegeanbindung aufgrund der an 

Gegebenheiten orientierten historischen Stadtentwicklung bisher nicht erreicht wor-

den. 

 

Zu den Teilmaßnahmen dieser Wegeführung gehört 

 Ein straßenbegleitender Rad- und Wanderweg auf der Nordseite der Stein-

straße zwischen der Tennisanlage und der Frankfurter Straße; 

 Die Verengung der Fahrbahn unter der Eisenbahnüberführung Steinstraße, 

um dort eine sichere Wegeführung zu gewährleisten; 

 Der Einbau eines „Tropfens“ an der Einmündung der Steinstraße in die Frank-

furter Straße als Querungshilfe; 

 Der Einbau einer Querungshilfe über die Frankfurter Straße etwa 200 m weiter 

südlich; 

 Der Bau eines einfachen Rad- und Wanderweges mit wassergebundener De-

cke zwischen der Frankfurter Straße und der Straße Unterer Hilding; 

 Der Ersatz des vorhandenen Rohrdurchlasses durch einen Steg über den Vo-

erder Leitgraben zur Verbesserung der Qualität des Fließgewässers; 

 Die Anlage von Feuchtgebieten als Ausgleichsmaßnahme für den Eingriff 

durch den Rad- und Wanderweg. 

Da der Weg auch auf einer Strecke von ca. 300 m durch das Vogelschutzgebiet „Un-

terer Niederrhein“ verläuft, sind für diesen Teilabschnitt eine aufwändige Verträg-

lichkeitsuntersuchung sowie eventuell noch zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen er-

forderlich. 

 

Aufgrund der Lage des geplanten Weges (vgl. Anlage 3) und der Anbindung an die 

Wohnbereiche verbessert dieser Weg nachhaltig die Chancen für die Bevölkerung im 

Ortskern, die außergewöhnlichen Naturpotentiale der historischen Rheinaue (Mo-

mmniederung) zu erfahren und die durch die schlechten Verkehrsbeziehungen teil-

weise verschüttete Wahrnehmung des Rheinstroms als zentrales Element der Auen 

zu erleben. Damit sind die Voraussetzungen für die Aufnahme als ein Projekt des 

Programms der Grünen Infrastruktur erfüllt. 

 

Die förderfähigen Gesamtkosten werden zurzeit auf etwa 350.000 € geschätzt. Die 

Zahl wird bei der Ausarbeitung des Antrags präzisiert. 

3.3 Integriertes Handlungskonzept  
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Das integrierte Handlungskonzept stellt die Verbindung her zwischen den sozialen, 

wirtschaftlichen und ökologischen Strukturen der Innenstadt und ihrer Einbettung in 

den hiesigen Raum auf der einen Seite und den beiden Projekten als wesentliche 

Elemente zur Verbesserung der Beziehung zwischen Mensch und Umwelt i.V.m. so-

zialer Prävention auf der anderen Seite. Ausgangspunkt ist das Handlungskonzept 

für die Innenstadt, dessen Datenbasis und Analyse für das integrierte Handlungs-

konzept der Grünen Infrastruktur fortgeschrieben wird. Anders als beim Handlungs-

konzept für die Innenstadt liegt hierbei der Schwerpunkt nicht auf der baulichen 

Struktur der Innenstadt und ihrer ökonomischen Funktion als Einzelhandelsstandort, 

sondern auf ihrer Einbindung in den umgebenden Landschaftsraum und ihre Durch-

dringung mit landschaftlichen Elementen in Form von multifunktional zu nutzenden 

Grünzügen, Wasserläufen und Waldparzellen, bis hin zu Straßenbäumen. Derzeit 

wird an dem integrierten Handlungskonzept (IHK) für die geplanten GI Projekte noch 

gearbeitet.  

4. Auftrag zur Vorbereitung eines Zuwendungsantrags  

Das integrierte Handlungskonzept und die Projektanträge müssen spätestens am 

1.06.2017 eingereicht werden. Zusätzlich erforderlich ist ein Abkommen mit der 

EFRE Verwaltungsbehörde und ein Ratsbeschluss (vgl. Anlage 1). Dafür kommt die 

Ratssitzung am 23. Mai 2017 infrage. Es wird zurzeit davon ausgegangen, dass eine 

erneute Vorberatung im Planungs- und Umweltausschuss nicht erforderlich ist, da 

die inhaltlichen Leitlinien bereits in dieser Drucksache dargelegt sind. Falls sich 

doch wesentliche Änderungen ergeben, bestünde noch die Möglichkeit, vor der 

Ratssitzung eine Sondersitzung des Planungs- und Umweltausschusses durchzu-

führen.  

Es wird empfohlen, trotz der kurzen Vorbereitungszeit die Möglichkeit der Antrag-

stellung zu diesem Zeitpunkt wahr zu nehmen, da derzeit nicht abzusehen ist, wann 

eventuell erneut ein entsprechend thematisch passendes Förderprogramm aufgelegt 

wird. 

 

 

 

H a a r m a n n  
 

 

A n l a g e n  

Anlage 1 - Kurzdarstellung GI-Förderprogramm 

Anlage 2 – Kurzbeschreibung Projekt „Renaturierung Mommbach“ 

Anlage 3 – Kurzbeschreibung Projekt „Weg zum Rhein“  
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StGB NRW-Mitteilung 677/2016 vom 29.08.2016 

Fördermittel für Grüne Infrastruktur NRW 

In vielen Kommunen in NRW wirken sich schlechte Umweltbedingungen und ein Mangel an 

Grün- und Erholungsflächen negativ auf Biodiversität, Stadtklima, Gesundheit, Lebensqualität 

und Wirtschaft aus. Mit dem Projektaufruf „Grüne Infrastruktur“ zielt die Landesregierung 

daher auf die nachhaltige Verbesserung der Klima- und Umweltbedingungen ab. Über das 

Konzept der grünen Infrastruktur sollen Grün- und Freiraumelemente für viele Funktionen 

geschaffen, vernetzt und aufgewertet werden – auch auf Brach- und Konversionsflächen. 

Besonders Menschen, die in strukturschwachen, sozial benachteiligten und imagebelasteten 

Stadtquartieren und Ortsteilen leben, sollen neue Zugänge zur Natur sowie Angebote erhal-

ten, mehr über ihre natürliche Umwelt zu erfahren. 

 

Kommunen, kommunale Verbände und kommunale Zusammenschlüsse aus NRW sind aufge-

rufen, sich auf der Grundlage von „Integrierten Handlungskonzepten über Grüne Infrastruk-

tur“ (IHK GI), um Fördermittel zu bewerben. Mit dem Aufruf können bis zum Jahr 2020 ins-

gesamt 83 Mio. Euro Investitionsvolumen aus EU- und Landesmitteln mobilisiert werden. 

 

Die IHK GI müssen Maßnahmen enthalten, die auf die Umsetzung des spezifischen Ziels 11 

und des spezifischen Ziels 12 und/oder des spezifischen Ziels 13 des OP EFRE NRW ausge-

richtet sind. Sie müssen sich einen der nachfolgend aufgezählten Handlungsfelder im Sinne 

des OP EFRE NRW zuordnen lassen: 

 Grüne Infrastruktur (Ziel 12); 

 Naturerlebnisgebiete und Naturschutzbildungsangebote (Ziel 12); 

 Schutz und Wiederherstellung von Freiräumen (Ziel 12); 

 Nutzbarmachung von Brachen und leerstehenden Gebäuden zur Beseitigung von 

Hemmnissen für die Stadtentwicklung und für ökologische Ziele (Ziel 13); 

 Frühansetzende Hilfen für Kinder, Jugendliche und Familien (Ziel 11); 

 Verbesserung des öffentlichen Raums/Wohnumfelds (Ziel 11); 

 Belebung der örtlichen Wirtschaft (Ziel 11). 

 
Die IHK GI müssen vom Rat der jeweiligen Kommune bzw. von den Räten der jeweiligen 

kommunalen Zusammenschlüsse im Sinne einer transparenten und diskriminierungsfreien 

Auswahl beschlossen sein. Bevor der Rat der jeweiligen Kommune das IHK GI beschließt, 

schließt die Kommune mit der EFRE-Verwaltungsbehörde das Abkommen über die Auswahl 

von Vorhaben zur nachhaltigen Stadtentwicklung gemäß Art. 7 Abs. 4, 5 VO (EU) 1301/2013 

und Art. 123 Abs. 6 VO (EU) 1303/2013 ab. 

 

IHK GI können von Kommunen, kommunalen Verbünden oder kommunalen Zusammen-

schlüssen aus NRW bis zum 01.12.2016 sowie bis zum 01.06.2017 eingereicht werden. An-

sprechstelle ist die „Geschäftsstelle Grüne Infrastruktur“, Herr Jost Wilker, MKULNV NRW, 

Referat III 1, Tel. 0211-4566-248, E-Mail: jost.wilker@mkulnv.nrw.de. 
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MKULNV - Förder-Aufruf "Grüne Infrastruktur NRW"  

Ökologischer Beitrag für Gesellschaft und Umwelt 

 

In vielen Kommunen in NRW wirken sich .… s.o. bei Städte- und Gemeindebund 

 

 

Maßnahmen des EFRE werden in den Mitgliedsstaaten in Form von Operationellen Pro-

grammen (kurz OP) durchgeführt  - Prioritätsachse 4 der OP EFRE NRW 2014/20:  

Nachhaltige Stadt- und Quartiers-entwicklung / Prävention 

In dieser Prioritätsachse des OP EFRE NRW steht der Gedanke der sozialen Prävention im Vor-

dergrund: dazu gehört, Quartiere lebenswerter zu machen, soziale Probleme zu mildern sowie 

Bildungs- und Zukunftschancen der Menschen zu verbessern. Dabei berücksichtigt das OP EFRE 

NRW alle Aspekte, die in diesen Aufgabenbereich hineinspielen: von Maßnahmen zur Integration 

und Armutsbekämpfung, über neue Perspektiven für die lokale Wirtschaft bis zur Wiederbelebung 

und Sanierung von Industrieflächen und ehemaligen Militärstützpunkten. Die spezifischen Ziele 

der PA 4 orientieren sich an der Präventionsstrategie des Landes NRW sowie an der Biodiversi-

tätsstrategie NRW. Das OP EFRE 2014-2020 NRW ist unterteilt in 4 Prioritätsachsen (PA): 

 

 

 

 

 

 



StGB und MKULNV zum Programm „Grüne Infrastruktur“      Anlage 1 zur DS Nr. 591 

 

 

 

Besonderheiten der EU-Förderung 

 

 

Ermittlung von förderfähigen Ausgaben 
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geplantes GI-Projekt Stadt Voerde „Renaturierung Mommbach“   

i.V. mit Umweltlernen und Gesundheitsförderung in einem sozial benachteiligten Stadtteil sowie mit 

Maßnahmen zur Klimanpassung und Biotopvernetzung 

I)  wieder Wasser in die Momm  / „Wasser in der Stadt“ als  

a) ökologische Vernetzung  und Reaktivierung des Naturpotenzials des alten Auwaldbestands, 

bei guten Voraussetzungen für die Biotopvernetzung mit regionalen Grünzügen und der    

Mommniederung, bzw. Rheinschiene und Wohnungswald, 

b) soziale Vernetzung entlang und im direkten Umfeld des renaturierten Mommbachs angrenzend an 

den sozial benachteiligten Stadtteil Voerde Mitte mit seiner vermehrten Hochhausbebauung. Schul-

nahe (und kindergartennahe) Lern-, Treff- und Bewegungsorte sollen entstehen, die auch als au-

ßerschulische Lernorte genutzt werden können und meist über grüne Wege von den Wohnquartie-

ren aus erreichbar sind,    

c) Klimawandel- / Klimaanpassungsmaßnahme; Wasser in der Stadt als Maßnahme gegen zuneh-

mende Erwärmung / für ein gesundes Stadtklima, Biodiversität und Stadterlebnis/Naherholung, 

d) Stärkung der Stadtidentität, denn aufgrund der städtebaulichen Strukturen in Voerde (polyzentrale, 

„junge Stadt mit neuem Ortskern“) ist die Beziehung zum Rhein und damit auch der ökologisch be-

deutenden Mommniederung verloren gegangen bzw. ist nicht bewusst. Das Ziel die Innenstadt bes-

ser an den Rhein anzubinden wurde bereits im Zukunftsprogramm Voerde 2030 „Projekt Lebendi-

ge Innenstadt“ zusammen mit den Voerder BürgerInnen 2008 / 2009 entwickelt (vgl. insb. S. 22/24). 

Dazu gehört auch der als 2. GI-Projekt geplante „Weg zum Rhein“ als kürzere und vor allem siche-

rere Anbindung des Voerder Ortskerns an den Rhein. Beide Projekte stärken die Stadtidentität und 

das Naturbewusstsein durch die multifunktionale Nutzung und Vernetzung der Grünzüge und –

bereiche der Stadt,  

e) Umsetzung des Stadtentwicklungsziels Wohnstandorte und Landschaftsräume vernetzen  (vgl.  

VOERDE2030 - Potenziale Strategien Projekte, Herbst 2009, Seite 11 „Heimat Voerde“. Voerde ist 

bereits in attraktive Landschaftsräume eingebettet. Die Verknüpfung der Ortsteile mit diesen Land-

schaftsräumen und Schaffung von Wasser- und Naturerlebnissen sowie Umweltlernen i.V.m. Be-

wegungsräumen ist städtebauliches Ziel und dient den synergetischen Mehrfachzielen der Grünen 

Infrastruktur. 

 

Es sollen multifunktional zu nutzende Grün- und Wasserbereiche entlang des renaturierten 

Mommbachs entstehen, die als    

-  altersübergreifende Bewegungs- und Aktivitätsbereiche in Vernetzung mit den verdichteten 

Mehrgeschosswohnungsbau (Gesundheitsförderung, soziale Prävention) und als Grünver-

netzung dienen,  

-  Naturerfahrungs- und Lernräume (insb. Ökologie), auch außerschulisch, genutzt werden 

können, 

-  Treff- und Lernräume, die die Kompetenz und das soziale Miteinander und die Kommunika-

tion stärken, z.B. über Wasser- und Physikerlebnisse und Informationen, 

-  ökologischen Aufwertung durch Strukturvielfalt (z.B. Staudenflächen, Blühwiesen als Ver-

netzungsstrukturen) sowohl der Natur als auch dem Menschen dienen.  

 

Beispiele für altersübergreifende Aktions-Bewegungsbereiche z.B. auch mit SportlehrerIn-

nen: Wasserspirale (Physik), „Fischfangbecken—als Aktionsgerät“, Kneipp-Geh-Bereich, Be-

obachtungs- Sitz- und Balancier-Flöße, Aktionsbereich Bewegungsgerät Pedalo und Lerngar-

ten „Färbergarten“ Haus Voerde (wird derzeit im Barockgartenbereich geplant) … 

Beispiele für Umweltbildung: Umweltlernen vor Ort z.B. mit BiolehrerInnen, NABU.-ExpertInnen, 

UmweltpädagogInnen, ImkerInnen, Biologische Stationen, rollende Waldschule etc. und durch 

Infotafeln mit QR-Codes/ internetadressen und Apps z.B. zu  Wasserstandabhängigkeit Rhein, 

Wassergräben Haus Voerde, Fischfang im Rhein, Mommbach vor 100 Jahren, Kanustrecken, 
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Stadtentwicklung, Grünvernetzung, Orts- und Landschaftsbild, Bienenschutz, Fischtreppen, Ar-

tenschutz, Auwald  …  

Beispiele für praktisches Umweltlernen bezogen auf Biodiversität und Naturerfahrung – Vielfalt 

der „Stadträume“, auch Nutzen der angrenzenden, städtischen Grünbereiche z.B. auch nahe-

liegende städtische Obstwiese Rittersteg – „jedem Kind sein Apfel“ – gesundes Frühstück in 

der Schule/Kita, regionale Produkte nicht Massenware, „Geschmackserlebnisse“ bei „Abenteu-

er Obstwiesenpflege“ / „Held der Obstwiese“ , Saftpressen, Bienenschutz / Blühwiesen etc. 

Beispiele für soziales Lernen vor Ort: „Geschichte und Geschichten erfahren“ z.B. mit Ge-

schichtslehrern oder Historikern, Heimatkundlern, Heimatverein Voerde etc. 

 

Eine Machbarkeitsstudie zur Wiedervernässung des verlandeten Mommbachs i.V.m. Polderung der     

Mommniederung aufgrund von Bergbaueinflüssen liegt bereits vor. 

 

                
 

                                    
Auszug Machbarkeitsstudie „Wiederherstellung Mommbach, Planungsbüro Koenzen Nov. 2013 
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geplantes GI-Projekt „Weg zum Rhein“ bzw. Anbindung des Voerder Ortskerns an den Rhein 

 

Bereits bei der intensiven BürgerInnenbeteiligung zu dem Zukunftskonzept VOERDE 2030 wurde die For-

derung zur besseren Anbindung des Ortskerns Voerde an der Rhein laut. Denn Obwohl Voerde an zwei 

Seiten vom Rhein umschlungen ist, ist der Weg dorthin für die Bewohner des einwohnerreichsten Stadt-

teils von Voerde, dem Ortskern Voerde, von Erschwernissen und Umwegen geprägt.  Um eine  kürzere, 

attraktivere und sicherere Anbindung und damit Identifikation mit dem Rhein zu schaffen, soll ein knapp 

400 m langer Rad- und Wanderweg  etwa in Verlängerung der Steinstraße bis zur verkehrsberuhigten 

Anliegerstraße Unterer Hilding in der Mommniederung geschaffen werden. Für diese Anbindung ist auch  

eine Ergänzung des Radweges auf der Nordseite der Steinstraße, etwa zwischen Bahnunterführung und   

L 396 (Frankfurter Straße), erforderlich.  

 

Bisher erfolgt die Anbindung den Bewohnern der Innenstadt Voerde an den Rhein im Wesentlichen über 

die Straße Breiter Deich, obwohl man dafür erst ein Stück in die entgegengesetzte Richtung fahren muss. 

Der hier zu nutzende Kreuzungsbereich L 396/ Breiter Deich ist unübersichtlich (ca. 90 m in Kurvenlage bis 

zum Durchlass der Wirtschaftsbahn) und zudem weist die L 396 mit nur knapp 6 m breiter Fahrbahn allein 

auf der Ostseite einen Bürgersteig  in etwa 3,5 m Breite auf. Insgesamt ist der Kreuzungsbereich eng und 

schwer einsichtig sowie ohne Radweg. Bemühungen hier insb. für Schüler- und Naherholungsverkehr 

durch Straßenverbreiterung Abhilfe zu schaffen, waren wegen fehlender Zuständigkeiten (Landesstraße) 

und abzusehender starker Eingriffe in die strukturreiche Mommniederung, bzw. seltene Lärchensporn-

säume entlang der Straßen, bisher nicht erfolgreich. Bzw. ist inzwischen im direkten Kreuzungsbereich ein 

Aufstellbereich für Radfahrer markiert. Der Weg zum Rhein führt über die nur etwa 4 bis 5 m breite und 

ohne Radweg ausgestattete Straße Breiter Deich und den ca. 4,5 m breiten, vielbefahrenen Oberen Hil-

ding bis zum Rheindorf Götterswickerhamm, wo Rheinpromenade, Spielbereiche  und Gastronomie den 

Aufenthalt gemütlich machen.   

 

Um direkter, attraktiver und vor allem sicherer an den Rhein und in den Naturerlebnisraum Mommniede-

rung zu gelangen kann der Ortskern Voerde  ausgehend von der Steinstraße durch Ergänzung des auf der 

Nordseite bestehenden Radweges und mit Übergangshilfe im Kreuzungsbereich L 396/Steinstraße an den  

bestehenden, breiten Geh- und Radweg auf der Ostseite der L 396 angebunden werden. Nach ca. 220 m 

könnte, ggf. mit einer Querungshilfe über die Frankfurter Straße, auf Höhe des letzten Hauses (Nr. 407) 

ein seit langem bestehender Wirtschaftsweg (alte Aufschüttung in der Mommniederung), der einen 

Rohrdurchlass zur Querung des Voerder Leitgrabens besitzt, genutzt werden. Einfriedungsnah könnte 

über eine artenarme Weidefläche, die jedoch als wertvolles Feuchtgrünland im Landschaftsplan festge-

setzt ist und über eine intensiv genutzte Mähwiese der geplante Weg in wassergebundener Decke zwi-

schen zwei Eschen an den Unterer Hilding angebunden werden. Dabei würde bis auf die zwischen den 

Eschen stehende Weißdornhecke kein Gehölz beseitigt werden müssen. Eventuell sollte der Rohrdurch-

lass auch zur ökologischen Aufwertung des Baches durch einen Steg ersetzt werden. Über Ausgleichs-

pflanzungen verschiedener Art (auch wasserbezogen) und Eingrünungen des Weges könnte gleichzeitig 

eine Stärkung der hier bestehenden Grünvernetzung neben Umweltbildung durch Informationen vor oder 

nach dem Wegabschnitt erreicht werden. Der teilweise parallel zum Oberen Hilding verlaufende, ca. 4 m 

breite Untere Hilding ist als Anliegerstraße kaum durch Kraftfahrzeuge befahren. Der geplante, etwa 380  

m lange und 2,5 m breite Rad- und Wanderweg würde jedoch in hier festgesetztem Naturschutz- und 

Vogelschutzgebiet verlaufen. Für den Verlauf im Vogelschutzgebiet ist ein aufwändiges Verfahren erfor-

derlich mit ggf. erforderlichen Kohärenzflächen wie beim Hafen Emmelsum (Scheuchwirkung Gänse). Mit 

ansonsten geringen Eingriffen in die Natur und geplanten Abschirmungen durch abschnittsweisen Ge-

hölzneupflanzungen entlang des Wege sowie einer neuen Obstbaumreihe und ökologischen Aufwertun-
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gen insb. entlang der Wasserlinie stellt der Verlauf den für die landwirtschaftliche Nutzung, den Arten-

schutz, die sichere Wegenutzung und dem Ziel einer besseren Anbindung des Ortskerns Voerde an den 

Rhein besten Kompromiss dar.  

Aufgrund der Verkehrsbelastung in diesem Bereich ist  eine für die Querung  der L 396 (Frankfurter Stra-

ße) auf Höhe des Hauses Frankfurter Straße 407 denkbare Übergangshilfe in der Ortsdurchfahrt ggf. nicht 

erforderlich. Hier würde in Abstimmung mit Straßen NRW (Träger der  L 396) genauer geplant werden. 

Ebenso wären geringe Anpassungsmaßnahmen im Kreuzungsbereich Steinstraße / L 396 zur gefahrlosen 

Querung noch zu konkretisieren und die Verlängerung des bestsehenden Radweges auf der Nordseite der 

Steinstraße bis zur L 396 (mit Einengung der Fahrbahn unter der Bahnbrücke zugunsten eines sicheren 

Geh- und Fahrradverkehrs). 

Der knapp 400 m langer und 2,5 m breite Weg würde etwas angeböscht und mit wassergebundener De-

cke (Dachprofil mit seitlicher Niederschlagsentwässerung in die angrenzenden Wiesen) angelegt werden, 

eine neue bereichsangepasste Einfriedung sowie abschnittsweiser Hecken und Obstbaumabgrenzung zur 

landwirtschaftlichen Fläche erhalten. Als ökologische Aufwertung für den Eingriff entlang des geplanten 

Weges und im direkten Umfeld der Voerder Leitgrabens sollten  z.B. neue Hecken (z.B. Weißdorn, Kornel-

kirsche…), eine hochstämmige Obstbaumreihe mit Nisthilfen und Blüh- sowie Staudenpflanzen sowie 

auch wasserbezogene, ökologische  Aufwertungsmaßnahmen geplant werden. Diese könnten auch die 

hier bestehenden regionalen Grünvernetzungen (Rheinschiene, Mommniederung, Wohnungswald, rena-

turierte Emschermündung, Rotbach) stärken. Insbesondere würden die Wohnbereiche besser an die Na-

tur angebunden und so den BürgerInnen und auch Naherholungssuchenden eine hier einzigartige Natur-

landschaft, die ökologisch und kulturhistorisch wertvolle Mommniederung, näher gebracht und in ent-

spannter Atmosphäre erfahrbar gemacht werden. Dieses dient auch dem Schutz dieser Landschaft (man 

schützt was man kennt und liebt), als Bewegungsanreiz (Wanderungen/Fahrradtouren) und z.B. der Na-

turkompetenz. So wäre z.B. zu Beginn des Weges eine Hinweistafel  auf Natur- und Vogelschutzgebiet mit 

„Geschichten“ z.B. über Denkmäler, Benimmregeln, Anekdötchen, Einzigartiges über QR-Codes usw. sinn-

voll. Auch, da man von hier einen guten Blick in die tiefer liegende, strukturreiche Mommniederung hat. 
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